Außerordentliche Beilage 


Anweiſung 


vom 3. September 1876 zur Ausführung des Geſetzes 

vom 3. Juli 1876, betreffend die Beſteuerung des 

Gewerbebetriebes im Umherziehen und einige Abän⸗ 

derungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbe⸗ 
ſteuer vom 30. Mai 1820. 


(G.⸗S. für 1876 S. 247 ff.) 


1. Aus den Beſtimmungen in den Së 1 und 2 
des Geſetzes ergiebt ſich, daß im Allgemeinen und ab⸗ 
geſehen von den Angehörigen außerdeutſcher Staaten 
($ 3) diejenigen Gewerbebetriebe, zu welchen nach Vor: 
ſchrift der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
ein von der höhern Verwaltungs⸗Be hörde er: 
theilter Legitimationsſchein erforderlich iſt, auch 
der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 
unterworfen ſind. 

2. Die Ausnahmen von dieſer Regel ſind folgende: 


I. Wer rohe Erzeugniſſe der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirthſchaft, des Garten⸗ und Obſtbaues im 
Umherziehen verkauft, bedarf nach der Gewerbe⸗ 
ordnung (8 55 Schlußſatz) keines Legitimations⸗ 
ſcheines, gleichviel, ob er die feilzubietenden 
Erzeugniſſe ſelbſt gewonnen oder aufgekauft 
hat, — bedarf aber eines Gewerbeſcheines, 
wenn er die Erzeugniſſe nicht ſelbſt gewonnen 
hat; mit andern Worten: der Handel im 
Umherziehen mit nicht ſelbſtgewonnenen 
Erzeugniſſen der Land⸗ und Forſtwirthſchaft, 
des Garten⸗ und Obſtbaues iſt ſtets gewerbe⸗ 


ſcheinpflichtig und es iſt für die Beſteue⸗ 


rung gleichgültig, ob die Erzeugniſſe zu den 
„rohen“ zu rechnen ſind oder nicht. Letzteres 
kommt für die Beſteuerung überhaupt 
nicht in Betracht, ſondern nur für die Frage, 
ob der Händler neben dem Gewerbeſcheine 
zugleich eines Legitimations⸗Scheines bedarf 
oder nicht. 
Wer ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe der Land⸗ 
und Forſtwirthſchaft, des Garten⸗ und Obſt⸗ 
baues im Umherziehen feilbieten will, bedarf, 
wenn dieſe Erzeugniſſe nicht zu den rohen 
zu rechnen ſind, (wie z. B. Butter, Käſe, 
größeres Vieh ꝛc.), nach der Gewerbeordnung 
eines Legitimationsſcheines, iſt aber der 
Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 
nicht unterworfen, bedarf alſo keines Ge⸗ 
werbeſcheines. 

Demnach kommt hinſichtlich der Beſteuerung 


II. 


= 


der Unterſcheidung zwiſchen rohen und nicht 


rohen Erzeugniſſen überhaupt keine Bedeu⸗ 
tung zu, ſondern es iſt lediglich zu unter⸗ 
ſcheiden, ob die feilgebotenen Erzengniſſe ſelbſt⸗ 
gewonnen ſind oder nicht. 

Hierin beſteht die wichtigſte Ausnahme von 
der Regel unter Nr. 1. 


Fernere Ausnahmen von geringerer praktiſcher 

Wichtigkeit ſind, daß diejenigen, welche 

a) ſelbſtgewonnene Waaren, hinfichtlich deren 
dies nach Landesgebrauch hergebracht iſt, 
zu Waſſer verfahren und vom Fahrzeuge 
aus feilbieten (§ 2 Nr. 3), 

b) bei öffentlichen Feſten u. ſ. w. Waaren, 
hinſichtlich deren dies von den zuſtändigen 
Behörden geſtattet iſt, außerhalb ihres Wohn⸗ 
ortes feilbieten (§ 2 Nr. 4), 

c) das Muſikergewerbe nur innerhalb eines 
Umkreiſes von 15 Kilometern um ihren 
Wohnort ausüben (§ 2 Nr. 5 oi 

keines Gewerbeſcheines bedürfen, auch in den⸗ 

jenigen Fällen, wo fie einen Legitimationsſchein 

der höhern Verwaltungsbehörde nöthig haben. 
Ebenſo verhält es ſich hinfichtlich der im 

§ 2 Nr. 6 gedachten Fälle, worüber unten 

unter 5 zu IX. Weiteres bemerkt wird. 


Endlich iſt hier in Betreff des Aufkaufs von 
Waaren irgend einer Art zum Wiederverkauf, 
ſofern dieſelben bei anderen Perſonen als bei 
Kaufleuten oder an anderen Orten, als in 
offenen Verkaufsſtellen angekauft werden ($ 
1 Nr. 2), auf Folgendes aufmerkſam zu 


machen. 
a Nach dem Schlußſatz im § 55 der Gewerbeordnung 
iſt zum Ankauf roher Erzeugniſſe der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirthſchaft, des Garten⸗ und Obſtbaues ein Legitima⸗ 
tionsſchein nicht erforderlich. 

Nach § 58 Nr. 1 der Gewerbeordnung erfolgt 
für den Aufkauf ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe der Jagd 
und des Fiſchfanges die Ertheilung des Legitimations⸗ 
ſcheines durch die Unterbehörde. 

Das vorliegende Geſetz enthält dagegen keine 
Ausnahmebeſtimmung für die vorgedachten Fälle, macht 
auch die Steuerfreiheit nicht mehr davon abhängig, 
daß der Aufkauf ſich auf Gegenſtände des Wochen⸗ 
marktverkehrs und auf den zweimeiligen Umkreis des 
Wohnorts beſchränkt und ohne Benutzung eines Fuhr⸗ 
werks betrieben wird. 

Der Gegenſtand findet 
Beſtimmung im § 2 Nr. 1 b. 

Wer Waaren zum Wiederverkauf ankauft, ohne 
ſie auch im Umherziehen feil zu bieten, und 


III. 


IV. 


ene Erledigung durch die 


— Kae 


ſchon aus dieſem Grunde einen Gewerbeſchein nöthig 4. Im Uebrigen ſtimmen die Vorſchriften des 8 
zu haben, wird faſt immer ein ſtehendes Gewerbe ! des Geſetzes mit denjenigen der Gewerbe⸗Ordnung 
betreiben, und deshalb nach § 44 der Gewerbeordnung überein und muß Werth darauf gelegt werden, die 
und § 2 Nr. 1 b. des vorliegenden Geſetzes weder eines beabſichtigte Uebereinſtimmung auch in der Praxis durch 
Legitimationsſcheines der oberen Verwaltungsbehörde gleichmäßige Auslegung und Anwendung derſelben zu 
noch eines Gewerbeſcheines bedürfen. Der auswärtige erhalten. Sollte die Handhabung der einzelnen Vor⸗ 
Waarenaufkauf wird vielmehr nach $ 4 des Geſetzes ſchriften (beiſpielsweiſe in Betreff der Frage, ob bei 
vom 3. Juli d. J. dem ſtehenden Gewerbe⸗Betrieb DER Arten von Leiſtungen oder Schauſtellungen 
Betreffenden zugerechnet werden (vergl. unten Nr. 6). ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſtintereſſe ob⸗ 

Wer hingegen ohne in Preußen oder einem an⸗ walte oder nicht, $ 1 Nr. 4) zu Meinungsverſchieden⸗ 
deren deutſchen Staate irgendwie ein ſtehendes Gewerbe heiten zwiſchen den über die Legitimationsſcheinpflich⸗ 
zu treiben im Umherziehen Waaren zum Wiederverkauf tigkeit einerſeits und über die Beſteuerung andrerſeits 
bei anderen Perſonen als bei Kaufleuten oder an an⸗ befindenden Behörden Anlaß geben, Io werden die 
deren Orten als in offenen Verkaufsſtellen aufkaufen Letztern eine Verſtändigung herbeizuführen und, falls 
will, bedarf eines Gewerbeſcheines, gleichviel ob rohe ſolche nicht zu erreichen, nach den Umſtänden zu berichten 
Erzeugniſſe der Landwirthſchaft ꝛc. und ſelbſtgewonnene haben. 


Erzeugniſſe der Jagd und des Fiſchfanges Gegen⸗ 5. Zur Erläuterung der einzelnen Beſtimmungen 
fand des Aufkaufes find oder andere Erzeugniſſe und der 88 1 und 2 des Geſetzes wird noch Folgendes 
Waaren. bemerkt, dabei jedoch auch hier noch abgeſehen von den 


3. Mit den unter 2 vorſtehend aufgeführten Aus: beſonderen Verhältniſſen der ausländiſchen Gewerbe⸗ 


nahmen von der unter 1 angegebenen Regel müſſen treibenden. 
ſich die zur Handhabung des Geſetzes berufenen Be⸗ J. Die dem Feilbieten ſelbſtgewonnener Erzeug⸗ 
hörden und Beamten vollſtändig vertraut machen, um niſſe der Jagd und des Fiſchfanges bisher 
Mißgriffe zu vermeiden. Behufs richtiger Anwendung ſchon zuſtehende Befreiung iſt im § 1 Nr. 1 
des Geſetzes wird noch auf Folgendes aufmerkſam aufrecht erhalten und entſpricht der oben unter 
gemacht. 1 aufgeſtellten Regel, da nach der Gewerbe⸗ 
I. Zu den Erzeugniſſen der Land: und Forſt⸗ ordnung ($ 58 Nr. 1) hierzu nicht ein Legiti⸗ 
wirthſchaft ſind nicht zu rechnen: mationsſchein der oberen Verwaltungsbehörde, 
a) Sand, Erde, Thon, Torf, Steine und der⸗ ſondern nur ein Legitimationsſchein der Unter⸗ 
gleichen der Subſtanz des Bodens felbit ent: behörde erfordert wird. Die Befreiung findet 
nommene, nicht aber durch Bewirthſchaftung auch dann Anwendung, wenn die ſelbſtgewon⸗ 
deſſelben gewonnene Gegenſtände; nene Ausbeute der Jagd oder des Fiſchfanges 
b) ſolche Gegenſtände, welche eine die herkömm⸗ in zerlegtem, geſalzenem oder geräuchertem 
lichen Grenzen der Land⸗ und Forſtwirth⸗ Zuſtande feilgeboten werden ſoll, niemals aber 
ſchaft überſchreitende fabrik⸗ oder hand⸗ wenn der Gegenſtand des Feilbietens von 
werksmäßige Be⸗ oder Verarbeitung Anderen zum Zwecke des Wiederverkaufs er⸗ 
erfahren haben, z. B. Mehl, Holzwaaren, worben iſt. 
aus ſelbſtgewonnenen Tabakblättern bereitete II. Andere, als die im § 1 unter 1 bis 4 des 
Eigarren und dergl. Geſetzes aufgeführten gewerblichen Handlungen 
II. Ob der Land: oder Forſtwirth, der Gärtner (namentlich die Vermittelung von Geſchäften, 
u. ſ. w. in den unter Nr. 2 zu II. gedachten die Thätigkeit der Agenten u. ſ. w.), auch 
Fällen die ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe in wenn ſie außerhalb des Wohnortes und ohne 
eigener Perſon feilbietet oder für ſeine Beflellung vorgenommen werden, können nur 
Rechnung durch einen von ihm Beauftragten, dem ſtehenden Gewerbebetriebe zugerechnet 
Angehörigen, Diener u. ſ. w. feilbieten läßt, werden (vergl. $ 42 der Gewerbeordnung und 
macht in ſteuerlicher Beziehung keinen Unter⸗ E 4 des Geſetzes, betreffend einige Abänderun⸗ 
ſchied. Dagegen würde, wenn der angeblich gen der Vorſchriften über die Beſteuerung der 
Beauftragte ſüreigene Rechnun Geſchäfte machen Bäcker, Fleiſcher u. ſ. w. vom 5. Juni 1874). 
ſollte, unbedingt die Steuerpficht eintreten. III. Der Gewerbebetrieb, welcher 
III. Die ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe der Land⸗ a) am Wohnorte beziehungsweiſe am Orte 
und Forſtwirthſchaft können fortan nicht blos, der gewerblichen Niederlaſſung, oder 
wie bisher geſtattet war, im zweimeiligen Um⸗ b) zwar außerhalb deſſelben, aber lediglich 
kreiſe des Wohnortes, ſondern über denſelben auf vorgängige Beſtellung 
hinaus und nicht blos mittelſt Umhertragens ſtattfindet, kann nicht die Heranziehung zur 
oder Umherſchickens, ſondern auch mit Be⸗ Hanfirfteuer begründen. 
nutzung beliebiger Transportmittel feilgeboten Demgemäß bedürfen beiſpielsweiſe fortan 
werden, ohne daß es eines Gewerbeſcheines auch ſolche Muſtker, welche ihr Gewerbe zwar 


dazu bedarf. über den Umkreis von 15 Kilometern (5 2 


IV 


VI. 


— 8 
Nr. 5 C. des Geſetzes) hinaus, aber ausſchließ⸗ 
lich auf vorgängige Beſtellung ausüben, keines 
Gewerbeſcheines. 

Das Aufſuchen von Waarenbeſtellungen unter 
Mitführung nur von Proben oder Muſtern 
der Waaren, auf welche Beſtellungen geſucht 
werden, und der Aufkauf von Waaren, welche 
nur behufs deren Beförderung nach dem Be⸗ 
ſtimmungsorte mitgeführt werden, ſind in der 
Gewerbeordnung ($ 44) wie in dem vorlie⸗ 
genden Geſetze hinſichtlich der Beſteuerung als 
Ausflüſſe des ſtehenden Gewerbebetriebes be: 
handelt ($ 2 Nr. 1 des Geſetzes — vergl. 
Nr. 2 zu l V. dieſer Anw.) Eines Gewerbe⸗ 
ſcheines bedürfen hierzu alſo nur diejenigen 
Perſonen, welche weder ſelbſt ein ſtehendes 
Gewerbe in Deutſchland betreiben, noch im 
Dienſte eines ſolchen Gewerbetreibenden ſtehende 
Reiſende find. 


Als Ausfluß des ſtehenden Gewerbebetriebes 


wird ferner nach § 2 Nr. 2 nicht nur der 
Verkehr auf Meſſen und Jahrmärkten, ſondern 
auch auf Wochenmärkten und den für beſon⸗ 
dere Gegenſtände angeordneten Märkten ange⸗ 
ſehen, ſofern ſich derſelbe auf ſolche Gegenſtände 
beſchränkt, womit nach den beſtehenden Markt⸗ 
ordnungen auf dem betreffenden Wochen⸗ oder 
Pferde⸗, Vieh⸗, Woll⸗ u. ſ. w. Markte der 
Verkehr zuläffig iſt. 

Wer jedoch z. B. auf auswärtigen Wochen⸗ 

märkten andere als die zu den Wochen⸗ 
marktartikeln gehörigen Gegenſtände oder 
ewerbliche oder künſtleriſche Leiſtungen feil⸗ 
70 will, bedarf eines Gewerbe⸗Scheines. 
Dagegen macht es, wenn ſich der Verkehr auf 
die zuläſſigen Gegenſtände und die Marktzeit 
beſchränkt, keinen Unterſchied, ob letztere auf 
dem Marktplatz ſelbſt oder aus offenen Läden, 
Buden und dergl. oder in Gaſthäuſern, auf 
Straßen u. ſ. w. feilgeboten werden. In dem 
einen wie in dem andern Falle wird der 
fragliche Verkehr dem ſtehenden Gewerbebetriebe 
des Marktbeſuchers zugerechnet. 
Da das Feilbieten ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe 
der Landwirthſchaft, des Obſtbaues ꝛc. allge⸗ 
mein von der Hauſirſteuer ausgenommen iſt, 
jo hat die Beſtimmung unter Nr. 3 im 8 2 
des Geſetzes nur noch eine geringere Trag⸗ 
weite als die entſprechende Vorſchrift im § 4 
des Regulativs vom 28. April 1824 hatte, 
und wird hauptſächlich nur noch da Anwen⸗ 
dung finden, wo nach Landesgebrauch ſelbſt⸗ 
gewonnene Töpfer⸗ oder Korbwaaren, Kohlen, 
Torf, Mauerſteine, Sand und dergl. zu Waſſer 
verfahren und vom Fahrzeuge aus feilgeboten 
werden. Ueber den bisherigen Bereich der 
Anwendung hinauszugehen iſt nicht beabſichtigt 
und würde nicht gerechtfertigt ſein. 


VII. In Nr. 4 des 8 2 wird zunächſt erfordert, 


VIII. 


IX 


daß die zuſtändige Verwaltungs⸗ (Polizei⸗, 
Militair⸗, Eiſenbahn⸗ u. ſ. w.) Behörde das 
Feilbieten gewiſſer Waaren leinſchließlich der 
Verzehrungsgegenſtände) bei den betreffenden 
außergewöhnlichen Gelegenheiten, wie öffent: 
lichen Feſten, Truppenzuſammenziehungen, 
Eiſenbahnbauten und dergl. zulaſſe. Iſt dies 
der Fall, ſo ſoll der betreffende Verkehr, wenn 
auch die Lokalität in einem andern Rollen⸗ 
bezirke liegt oder ſelbſt zu einer andern Ge⸗ 
werbeſteuer⸗Abtheilung gehört, als Ausfluß des 
ſtehenden Gewerbebetriebes angeſehen werden. 


Unter 5 a. und b. im $ 2 des Geſetzes find 
die Fälle aufgeführt, in denen es nach $ 58 
Nr. 2 der Gewerbeordnung nur eines Legiti⸗ 
mationsſcheines der Unterbehörde bedarf. Es 
iſt Werth darauf zu legen, daß auch in dieſem 
Punkte die Praxis der Steuerbehörden mit 
derjenigen der Verwaltungsbehörden in Ueber⸗ 
einſtimmung erhalten werde. Statt des zwei⸗ 
meiligen Umkreiſes des Wohnortes iſt ein 
ſolcher von 15 Kilometern ſubſtituirt. 

Gegen die bisherigen Vorſchriften tritt 
inſofern eine Erweiterung ein, als es nicht 
mehr darauf ankommt, daß die ſelbſtverfer⸗ 
tigten Waaren, welche zu den Gegenſtänden 
des Wochenmarktverkehrs gehören, nur umher⸗ 
getragen oder geſchickt werden, dieſelben viel⸗ 
mehr auch unter Benutzung von Fuhrwerk 
feilgeboten werden können. 

Zu den hier in Rede ſtehenden ſelbſtver⸗ 
fertigten Waaren iſt, worauf beſonders auf⸗ 
merkſam gemacht wird, auch friſches Fleiſch 
zu rechnen. 

In ſteuerlicher Beziehung macht es keinen 
Unterſchied, ob der Umkreis von 15 Kilo⸗ 
metern Theile verſchiedener Kreiſe oder Regie⸗ 
rungsbezirke umfaßt, und ob der Gewerbe⸗ 
treibende in Preußen oder jenſeits der Grenze 
in einem benachbarten deutſchen Staate ſeinen 
Wohnort hat. 


Bei ſtrenger Anwendung der mit der Gewerbe⸗ 
ordnung übereinſtimmenden Vorſchriften im 
§ 1 des Geſetzes würde das Feilbieten von 
Waaren oder Leiſtungen, ſoweit nicht eine der 
vorſtehend berührten beſondern Ausnahmen 
zutrifft, ſtets dem Gewerbebetriebe im Umher⸗ 
ziehen zuzurechnen und als ſolcher zu beſteuern 
ſein, wenn es außerhalb der Grenze des 
Wohnortes ftatıfindet, Nach den bisherigen 
Beſtimmungen ($ 3 des Regulativs vom 28. 
April 1824) war dem Wohnort der Polizei⸗ 
bezirk des Wohnorts in der fraglichen Be⸗ 
ziehung ſubſtituirt und die außerordentlichen 
Verſchiedenheiten in der Eintheilung der Poli eis 
bezirke hatten in der Praxis wieder dazu ge⸗ 


— ZS 


Leiſtungen oder auch in weiterer Entfernung zum 
Suchen von Waarenbeſtellungen umhergeſandt werden, 
des Geſetzes behält es hierbei zwar ſein Be: als am Wohnorte ſelbſt beſchäftigt betrachtet und den 
wenden, die Regierungen ſind aber zugleich wirklich am Wohnorte Beſchäftigten zugerechnet, um zu 
ermächtigt, in allen Fällen, wo ein Bedürfniß entſcheiden, ob der Handwerker in Klaſſe H. ſteuer⸗ 
dazu vorliegt, wo alſo z. B. mehrere Ge⸗ pflichtig ſei (5 54 zu 2 der Anweiſung vom 20 Mai 
meindebezirke im Gemenge liegen, oder wo d. J.) Ebenſo wird das Feilbieten der Waaren in 
die nächſten Umgebungen eines Ortes zwar pegelmüßſgen Beſuche eines auswärtigen Wochenmarktes 
einem beſondern Gemeindebezirke angehören, ganz ſo angeſehen, als fände es auf dem Wochenmarkte 
jedoch in gewerblicher Beziehung im engſten des Wohnortes ftatt GG 55 e, der Anweiſung vom 20. 
Zuſammenhange mit jenem ſtehen und als ein Mai d. J.) Demgemäß hat ein Handwerker, welcher 
Ganzes in Bezug auf den Verkehr ſich dar⸗ in ſeinem Wohnorke keinen Gehülfen oder Lehrling be⸗ 
ſtellen, dieſelben in der hier fraglichen Hinſicht ſchäftigt, aber zu einer auswärtigen beſtellten Arbeit 
dem Gemeindebezirk gleichzuſtellen. ſam Orte derſelben zwei Gehülfen annimmt, dies den 
In welchen Fällen und in welchem Umfange beſtehenden Vorſchriften entſprechend (§ 33 der An⸗ 
von dieſer Ermächtigung Gebrauch zu machen weiſung vom 20. Mai d. J.) am Wohnorte behufs 
ſei, iſt ſorgfältig und unter Berückſichtigung ſeiner Beſteuerung in Klaſſe II. anzumelden; ebenſo, 
etwaiger Anträge der Lokal⸗ oder Kreisbehör⸗ wenn er nur einen Gehülfen am Wohnorte beſchäftigt 
den zu erwägen. Anordnungen der bezeich⸗ und einen zweiten zu auswärtiger Arbeit annimmt 
neten Art werden nach Bewandniß der Um⸗ u. ſ. w. 
ſtände durch ortsübliche Bekanntmachung oder 


durch das Kreis⸗ oder Amtsblatt u. ſ. w. zur Ein Ha S 
j Handwerker, welcher an ſeinem Wohnorte 
Kenntniß der Vetheiligten zu bringen fein. zugleich ſeinem Handwerke ganz fremdartige Gegenſtände 
6. Jede Art der Ausübung des Gewerbebetriebes, feilhält, unterliegt dieſerhalb der Handelsſteuer (§ 22 
welche nach den vorſtehend erörterten Beſtimmungen der Anweiſung vom 20. Mai d. J.) Findet das Feil⸗ 
der 88 1 und 2 des Geſetzes nicht Gegenſtand der halten ſolcher Gegenſtände nicht am Wohnorte, ſondern 
Hauſirſteuer iſt, wird nach § 4 dem ſtehenden Ge⸗ auf auswärtigen Märkten oder bei auswärtigen öffent: 


nöthigt, auf die Abgrenzung des Gemeinde⸗ 
bezirks zurückzugreifen. Nach § 2 Nr. 6 des 


Zweites Beiſpiel: 


werbebetriebe gleichgeſtellt und zugerechnet (vergl. § 1 
der Anweiſung zur Veranlagung der Gewerbeſteuer vom 
ſtehenden Gewerbebetriebe vom 20. Mai d. J.) 

Um die Bedeutung dieſes Grundſatzes, welcher 
nicht neu, aber in der bisherigen Praxis nicht immer 
richtig angewandt iſt, erſichtlich zu machen, werden 
einige Beiſpiele ſeiner Anwendbarkeit vorausgeſchickt. 


Erſtes Beiſpiel: 
Wenn ein Handwerker an ſeinem Wohnorte nicht 
mit mehr als einem erwachſenen Gehülfen und einem 
Lehrlinge ſein Gewerbe betreibt und kein offenes Lager 


lichen Feſten ($ 2 Nr. 2 und 4 des Geſetzes) ſtatt, fo 
wird daſſelbe ebenſo angeſehen, als ob es am Wohn⸗ 
orte ſtattfände, begründet alſo ebenfalls die Belegung 
mit der Handelsſteuer am Wohnorte. 


Drittes Beiſpiel: 

Ein Schankwirth oder Viktualienhändler, welchem 
geſtattet iſt, ſein Gewerbe außerhalb des Wohnortes 
bei öffentlichen Feſten, Truppenzuſammenziehungen, 
Eiſenbahnbauten u. dergl. auszuüben, iſt dieſerhalb 
nicht an dem Orte, wo ſolches geſchieht — ſofern da: 
ſelbſt nicht etwa eine beſondere gewerbliche Nieder⸗ 


von fertigen Waaren hält, jo unterliegt er nicht der laſſung begründet wird —, ſondern an ſeinem Wohn: 
Beſteuerung in Klaſſe II. Beſchäftigt derſelbe Hand⸗ orte ſteuerpflichtig. Der auswärtige Betrieb wird als 
werker außerhalb ſeines Wohnortes bei beſtellten Ausfluß des ſtehenden Betriebes am Wohnorte behan⸗ 
Arbeiten noch einen zweiten oder mehr Gehülfen, oder delt. Es bedarf deshalb auch keiner beſonderen An⸗ 
ſendet er ſolche (z. B. Glaſer, Schornſteinfeger und meldung zur Steuerentrichtung bei der Gewerbeſteuer⸗ 
dergl.) mit einem Legitimationsſcheine der Unterbehörde behörde des auswärtigen Ortes, ſondern nur des Nach⸗ 


im Umkreiſe von 15 Kilometern behufs Anbietens ihrer 
Pate e Leiſtungen umher ($ 2 Nr. 5 b.), oder 

ezieht er regelmäßig mit ſeinen Waaren wöchentlich 
mindeſtens einmal wiederkehrende auswärtige Wochen⸗ 
märkte, oder läßt er durch einen Gehülfen (Reiſenden) 
im Umherziehen Beſtellungen auf ſeine Erzeugniſſe 
ſuchen, ſo werden dieſe Arten der Ausübung ſeines 
Gewerbes, welche nicht von der Hauſirſteuer betroffen 
werden können, ganz jo angeſehen, als wenn fie a m 
Wohnorte ſelbſt vorgenommen und ausgeübt wären. 
Die auswärts bei beſtellten Arbeiten beſchäftigten Ge⸗ 
hülfen werden alſo ebenſo wie diejenigen, welche im 
Umkreiſe von 15 Kilometern zum Anbieten gewerblicher 


weiſes über die Beſteuerung am Wohnorte. 
Hiernach wird im Allgemeinen Folgendes bemerkt: 
J. Die Beſtimmungen im $ 4 des Geſetzes finden 
vornehmlich Anwendung: 
A. Bei denjenigen Arten des auswärtigen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes, welche auch nach der Ge⸗ 
werbeordnung überhaupt nicht zum Gewerbe⸗ 
betriebe im Umherziehen gehören, alſo 
a) bei Ausübung des Gewerbes auf vor⸗ 
gängige Beſtellung; 

b) bei Ausübung des Agentur⸗, Kommiſſio⸗ 
när⸗ und Auktlonator⸗ oder eines ähn⸗ 
lichen Gewerbes, welches die Vermitte⸗ 


II. 


lung von Geſchäften zum Gegenſtande 
hat (§ 42 der Gewerbeordnung); 

c) bei dem Gewerbebetriebe im Umherziehen 
von Markt zu Markt und überhaupt im 
Meß⸗ und Marktverkehr ($ 2 Nr. 2 des 
Geſetzes, 8 64 der Gewerbeordnung); 

d) bei dem Aufſuchen von Waarenbeſtellun⸗ 
gen und dem Waaren⸗Aufkauf durch 
Kaufleute, Fabrikanten und andere Per⸗ 
ſonen, welche ein ſtehendes Gewerbe 
betreiben, oder durch deren Reiſende, 
ſoweit dies nach § 44 der Gewerbeord⸗ 
nung als Ausfluß des ſtehenden Gewerbe⸗ 
betriebes auf Grund eines Legitimations⸗ 
ſcheines der untern Verwaltungsbehörde 
geſtattet iſt (vergl. oben unter Nr. 5 zu 
IV.) Der demgemäß ſtattfindende 
Waarenaufkauf oder das Suchen von 
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ihr Gewerbe ohne vorgängige Beſtellung im 
Umherziehen von im Umkreiſe von 15 Kilo⸗ 
metern vom Wohnort oder auch in weiterer 
Entfernung, aber lediglich auf vorgängige Be⸗ 
ſtellung, ausüben, ebenſo zu behandeln find, 
als ob ſie dies am Wohnorte ſelbſt thäten. 
Da aber nach den Vorſchriften über die Be⸗ 
ſteuerung der ſtehenden Gewerbe Muſiker nicht 
ſteuerpflichtig ſind (§ 10 Nr. 6 der Anweiſung 
vom 20. Mai d. J.), ſo tritt eine Beſteuerung 
in den vorgedachten Fällen nicht ein. Des⸗ 
gleichen nicht bei Agenten der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften, deren auswärtiger Geſchäftsbe⸗ 
trieb ebenſo angeſehen wird, als ob er am 
Wohnorte ſtattfände (vergl. vorſtehend unter 
I. b. und § 10 Nr. 3 der Anweiſung vom 20. 
Mai d. J.) 

Nach dem vorliegenden Geſetze werden Preußiſche 


Waarenbeſtellungen wird alſo hinſichtlich Gewerbetreibende und die Gewerbetreibenden aus andern 
der Beſteuerung ganz ſo angeſehen, als deutſchen Staaten prinzipiell hinſichtlich der Beſteuerung 


ſei daſſelbe am Wohnorte vorgenommen vollſtändig gleichgeſtellt. 


Es kommen deshalb auch die 


und hiernach bleibt zu beurtheilen, ob oben erörterten Ausnahmebeſtimmungen im $ 1 Nr. 1 
dadurch eine beſondere Beſteuerung be⸗ wegen des Feilbietens ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe der 
Land» und Forſtwirthſchaft ꝛc., ſowie diejenigen des 8 
2 den Angehörigen anderer deutſcher Staaten ebenſo 
zu Statten, wie die vorſtehend unter Nr. 6 entwickelten 
Grundſätze gleichmäßig auf dieſelben Anwendung finden. 

Hieraus ergeben ſich von ſelbſt die aus dem zweiten 
und den fernern Abſätzen im § 4 des Geſetzes erſicht⸗ 
lichen Unterſcheidungen. 


gründet wird oder nicht. Wenn beiſpiels⸗ 
weiſe ein Handwerker oder Neſtaurateur 
auf Grund des § 44 der Gewerbeordnung 
einen Legitimationsſchein zum Aufkauf 
von Waaren oder zum Suchen von 
Waarenbeſtellungen erhalten und denſel⸗ 
ben benutzen ſollte, um außerhalb ſeines 
Wohnortes Vieh oder Obſt aufzukaufen 
oder Beſtellungen auf Wein, Tabak, 
Fabrikwaaren und dergl. zu ſuchen, To 
würde derſelbe ebenſo, wie wenn dieſe 
Geſchäfte von ihm am Wohnorte ſelbſt 
vorgenommen wären, neben der Steuer 
in Klaſſe H. beziehungsweiſe C. die 
Handelsſteuer zu entrichten und ſich zu 
derſelben anzumelden haben. 


B. Bei denjenigen Arten des auswärtigen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes, welche nach der Gewerbe⸗ 
ordnung zwar zum Gewerbebetriebe im 
Umherziehen gehören, nach den Ausnahme⸗ 
beſtimmungen des Geſetzes vom 3. Juli 
1876 aber der Hauſirſteuer nicht unterliegen 
(vergl. oben Nr. 2 und 3). 


Ob der auswärtige Geſchäftsbetrieb, wenn 
derſelbe in Gemäßheit des § 4 als ein inte⸗ 
grirender Beſtandtheil des ſtehenden Gewerbe⸗ 
betriebes angeſehen und letzterem zugerechnet 
wird, eine Steuerpflicht begründet oder nicht, 
richtet ſich lediglich nach den geltenden Vor⸗ 
ſchriften über die Veranlagung der Steuer 
vom ſtehenden Gewerbe (Anweiſung vom 20. 
Mai d. J.) 

So z B. folgt aus den Beſtimmungen im 
92 Nr. 5 c. und im 9 4, daß Muſiker, welche 


I. 


II. 


Bei Preußiſchen Gewerbetreibenden zieht der 
auswärtige Geſchäftsbetrieb, welcher nicht der 
Hauſirſteuer unterliegt (Nr. 6), die Anwendung 
der Preußiſchen Geſetze über die Steuer vom 
ſtehenden Gewerbebetriebe an ihrem Wohnorte 
nach ſich. Sie ſind alſo verbunden, falls ſie 
nicht ſchon den ſtehenden Betrieb deſſelben 
Gewerbes am Wohnorte angemeldet haben u. 
die in Rede ſtehenden auswärtigen Geſchäfte 
hiernach als Ausfluß und integrirender Be⸗ 
ſtandtheil ihres ſtehenden Gewerbes ſich dar⸗ 
ſtellen, dieſe Anmeldung eben wegen des aus⸗ 
wärtigen Geſchäftsbetriebes zu bewirken und 
haben denſelben als ſtehendes Gewerbe, ſoſern 
dieſes ſteuerpflichtig, zu verſteuern. 


Bei Gewerbetreibenden anderer deutſcher Staaten 
hat die Zurechnung des in Rede ſtehenden 
auswärtigen Geſchäftsbetriebes, welcher der 
Hauſirſteuer nicht unterworfen iſt, zum ſtehen⸗ 
den Gewerbebetriebe an ihrem Wohnorte zur 
Folge, daß nunmehr die Geſetze des Heimath⸗ 
ſtaates über Beſteuerung der ſtehenden Gewerbe 
darauf Anwendung finden könnten, nicht aber 
die Preußiſchen Geſetze. 

Nur diejenigen, welche in Preußen ohne 
Begründung einer Niederlaſſung den fraglichen 
Geſchäftsbetrieb (Nr. 6) ausüben wollen, ohne 
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H daſſelbe Gewerbe in irgend einem 
deutſchen Staate als ſtehendes zu betreiben, 
find in Preußen nach 9 4 des Geſetzes (dritter 
Abſatz) derſelben Anmeldungs verpflichtung und 
Beſteuerung unterworfen, welche nach . 
vorſtehend die Preußiſchen Gewerbetreibenden 


trifft. 
Ausländiſche (nicht Deutſche) Gewerbetreibende, 
welche in einem deutſchen Staate ihren Wohnſitz 
oder eine gewerbliche Niederlaſſung haben, 
werden, je nachdem dies in Preußen oder 
einem anderen deutſchen Staate der Fall, 
erſterenfalls nach den Grund ⸗ Sätzen unter 
I., letzterenfalls nach denjenigen unter II. 
behandelt. 
In Betreff anderer ausländiſcher Gewerbetrei⸗ 
dender, bei denen die zu III. vorſtehend be⸗ 
zeichnete Vorausſetzung nicht vorhanden iſt, 
denen aber etwa vertragsmäßig die gleiche Be⸗ 
handlung mit deutſchen Gewerbetreibenden 
zuſtehen ſollte, würde hieraus ebenfalls die 
Anwendbarkeit der unter II. entwickelten Grund⸗ 
ſätze folgen. 

8. Für die Durchführung der Beſtimmungen des 
8 4 des Geſetzes in ihrer vorſtehend unter Nr. 6 und 
7 näher erläuterten Bedeutung iſt eine erhöhte Auf⸗ 
merkſamkeit und Thätigkeit der ausführenden Behörden 
u. Beamten und eine eingehende Anleitung u. Kontrole 
in Anſpruch zu nehmen. ` 

Die Schwierigkeiten, mit welchen es für die Be⸗ 
hörde des Wohnortes verbunden iſt, daß ſie den aus⸗ 
wärtigen nicht hauſirſteuerpflichtigen Geſchäftsbetrieb 
wie das ſtehende Gewerbe am Wohnorte behandeln 
ſollen, können dadurch weſentlich erleichtert werden, daß 
die Kommunal: und Polizeibehörden, ſowie deren Beamte 
an denjenigen Orten, wo der auswärtige Geſchäftsbetrieb 
eben ſtattfindet (wo alſo z. B. die Gehülfen eines am 
Orte fremden Handwerkers bei einem Bau oder einer 
andern beſtellten Arbeit beſchäftigt werden, wo der 
Waarenaufkauf ausgeübt wird u. ſ. w.), ſich verge⸗ 
wiſſern, wie es mit der Beſteuerung des ſtehenden Ge⸗ 
werbes des Betreffenden an ſeinem Wohnorte ſich verhält, 
und ſofern die eigene Auskunft des Gewerbetreibenden 
oder die von ihm vorgelegten Ausweiſe die Frage nicht 
völlig erledigen, der Behörde des Wohnortes über den 
ſtattfindenden Gewerbebetrieb unverzüglich Mittheilung 
zugehen laſſen. 

Wie es 


III. 


IV. 


in ſolchen Fällen zu halten ſei, wo der 
betreffende Preußiſche Gewerbetreibende überhaupt keinen 
Wohnſitz hat (heimathlos iſt), oder wo der betreffende 
Gewerbetreibende einem andern deutſchen Staate ange⸗ 
bört, ift aus $ 4 des Geſetzes zu erſehen. Erſterenfalls 
iſt die Beſteuerung am Orte, wo der Gewerbebetrieb 
begonnen wurde, zu konſtatiren und falls dieſelbe nicht 
behauptet oder nicht glaubhaft gemacht wird, die Her⸗ 
anziehung zur Steuer an demjenigen Orte, wo der 
Geſchäftsbetrieb gerade ſtattfindet, ſowie nach Umſtänden 
zugleich die Beſtrafung zu veranlaſſen. 


| Im zweitgebachten Falle beſchränkt gé die Er⸗ 
mittelung darauf, daß daſſelbe Gewerbe von dem Be⸗ 
treffenden im Heimathſtaate oder überhaupt in einem 
deutſchen Staate als ſtehendes getrieben wird. Kann 
dies nicht nachgewieſen werden, ſo tritt die gleiche Be⸗ 
handlung wie im vorerwähnten erſten Falle (bezüglich 
heimathloſer Preußen) ein. 

9. Aus den Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
($ 55) und des § 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 
könnte bei ſtreng wörtlicher Auslegung gefolgert werden, 
daß der Geſchäftsbetrieb des Inhabers eines Gewerbe⸗ 
ſcheines am Wohnorte deſſelben ſtets als ſtehender 
Gewerbebetrieb angeſehen und als ſolcher angemeldet 
und beſteuert werden müſſe. Durch den $ 5 des Ge 
ſetzes wird dieſe Auffaſſung ausgeſchloſſen. Wer beiſpiels⸗ 
weiſe einen Handel im Umherziehen mit Obſt, Fiſchen 
und dergleichen betreibt und zu Zeiten auch an ſeinem 
Wohnorte die Waare von ſeinem Fahrzeuge oder im 
Umhertragen auf Straßen und Märkten feilbietet oder 
einzelne Verkäufe in feiner Wohnung vornimmt, — 
imgleichen wer das Sammeln von Abfällen im Um⸗ 
herziehen betreibt und zu Zeiten dieſem Geſchäfte auch 
an ſeinem Wohnorte nachgeht, ſoll dieſerhalb nicht 
neben der Hauſirſteuer auch noch von der Steuer vom 
ſtehenden Gewerbe betroffen werden. Der Geſchäfts⸗ 
betrieb am Wohnorte wird vielmehr in Fällen ſolcher 
Art als Theil des Gewerbebetriebes im Umherziehen 
und gewiſſermaßen als Ausfluß deſſelben behandelt. 
Demgemäß iſt auch ſchon bisher regelmäßig verfahren. 


Nach 8 5 des Geſetzes bewendet es hierbei, es 
ſind aber die Bedingungen, von denen dieſe Behand⸗ 
lungsweiſe abhängt, dahin formulirt, daß der Geſchäfts⸗ 
betrieb am Wohnorte nur 

a) vorübergehend und 

b) ohne Begründung einer gewerblichen Nieder⸗ 

laſſung 
ausgeübt werden darf. 

Wer alſo nicht blos zu Zeiten, ſondern ununter⸗ 
brochen — auch während gleichzeitig der Geſchäftsbetrieb 
außerhalb des Wohnortes auf Grund des Gewerbeſcheines 
vor ſich geht — am Wohnorte ſelbſt (durch Gehülfen 
oder Angehörige) ſein Geſchäft betreibt; oder wer am 
Wohnorte ſolche Veranſtaltungen trifft, welche als Be⸗ 
gründung einer gewerblichen Niederlaſſung anzuſehen 
ſind, z. B. eine feſte Verkaufsſtätte behufs dauernden 
Abſatzes ſeiner Waaren am Wohnorte eröffnet, wenngleich 
dieſe nicht ununterbrochen offen gehalten, ſondern zu 
Zeiten geſchloſſen wird, unterliegt neben der Hauſirſteuer 
auch den Vorſchriften über Anmeldung und Beſteuerung 
des ſtehenden Gewerbebetriebes an ſeinem Wohnorte. 


10. Die Feſtſetzung der Steuer vom Gewerbe⸗ 
betriebe im Umherziehen ſteht, ſoweit nicht Ausnahmen 
beſonders angeordnet ſind, den Regierungen, in der 
Provinz Hannover der Finanz⸗Direktion, in Berlin 
der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern 
zu. 


In denjenigen Fällen, wo die Ausübung eines 
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legittmationsſcheinpflichtigen Gewerbes auf Grund eines 
Legitimationsſcheines der unteren Verwaltungsbehörde 
erfolgen kann, wird auch die Feſtſetzung der Steuer 
und die Ertheilung des Gewerbeſcheins der der Regie- 
rung nachgeordneten Behörde übertragen. Es ſind 
dies die unter Nr. 2 zu IV. erwähnten Fälle, wo 
ausnahmsweiſe zum Aufkauf ſelbſtgewonnener Er⸗ 
zeugniſſe der Jagd und des Fiſchfanges ein Gewerbe⸗ 
ſchein erforderlich werden ſollte, hauptſächlich aber die 
Fälle des Gewerbebetriebes der Ausländer, welche 
Waarenbeſtellungen ſuchen oder Waaren aufkaufen und 
der Beſteuerung dieſerhalb unterliegen (vergl. Nr. 16 
unten), oder zum Anbieten gewerblicher Leiſtungen oder 
dem Verkauf ſelbſtverfertigter Waaren, die zu den 
Wochenmarktgegenſtänden gehören, in nicht größerer 
Entfernung als 15 Kilometer vom Wohnorte zugelaſſen 
ſein ſollten, oder ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe der Jagd 
und des Fiſchfanges feilbieten (§ 58 der Gewerbeord⸗ 
nung). Die anderweitige Regelung der Beſteuerung, 
welche im § 9 des Geſetzes möglichſt im Anſchluſſe an 
den bisherigen Zuſtand erfolgt iſt, hat 


I. die bisher noch beſtehende Erhebung einer 
Nachſteuer beim Uebertritt der im § 59 der 
Gewerbeordnung bezeichneten Gewerbetreibenden 
aus einem Regierungsbezirke in den andern 
beſeitigt. Die Ausdehnung des Gewerbeſchei⸗ 
nes auf einen andern Bezirk iſt mithin für 
die Steuerverwaltung auch in den Fällen des 
§ 59 der Gewerbe⸗Ordnung (Muſik⸗Auffüh⸗ 
rungen, Schauſtellungen u. ſ. w.) ohne Be⸗ 
deutung und es bedarf einer Mittheilung 
hierüber an die Finanz⸗Abtheilungen der Re⸗ 
gierungen nicht, außer in denjenigen Fällen, 
wo ein von einer nichtpreußiſchen Behörde 
ausgeſtellter Gewerbeſchein der fraglichen Art 
zuerſt behufs Ausdehnung auf einen preußiſchen 
Bezirk der betreffenden preußiſchen Behörde 
vorgelegt wird (§ 60 der Gewerbeordnung). 

Die von der Regierung in Sigmaringen 
ausgeſtellten Gewerbeſcheine haben jedoch — 
was auf denſelben ausdrücklich zu vermerken 
iſt — nur Gültigkeit für die Hohenzollernſchen 
Lande. Will der Inhaber eines ſolchen Ge⸗ 
werbeſcheines ſein Gewerbe in einem andern 
Theile der Monarchie betreiben, ſo iſt die 
Ausdehnung des Gewerbeſcheines und Nach⸗ 

erhebung der Steuer nach Vorſchrift des $ 

11 des Geſetzes nothwendig. 


Das Geſetz hat ferner beſeitigt die Vorſchriften, 
wonach die Feſtſetzung ermäßigter Steuerſätze 
unbedingt unterſagt war 
a) wenn das Gewerbe nicht als örtlich nütz⸗ 
lich anzuerkennen, oder | 
b) für das Jahr, in welchem das Gewerbe 
begonnen wurde, 
und hat f | 
o) die Würdigung der äußerlichen Merkmale 


II 


des Gewerbebetriebes (Gegenſtand deſſelben, 
Mitführen von Begleitern, Transportmittel 
u. ſ. w.) in der Hauptſache dem die Um⸗ 
ſtände des individuellen Falles berückſichti⸗ 
genden ſachkundigen Ermeſſen der Regie⸗ 
rungen anheimgegeben. 


III. Als Regel iſt der Steuerſatz von 48 Mark, 


wie bisher, beibehalten, welcher in allen Fällen 
Anwendung finden muß, in denen nicht be⸗ 
ſondere, der Würdigung der Regierungen über⸗ 
laſſene Umſtände nach den Beſtimmungen des 
Geſetzes einen ermäßigten oder einen er⸗ 
höhten Jahresſteuerſatz rechtfertigen. Den 
diesfälligen Beſtimmungen des Geſetzes Se 
das Prinzip zum Grunde, daß für die A 
ſtufung der Steuerſätze in der Hauptſache der 
Umfang des Gewerbebetriebes, wie bei den 
ſtehenden Gewerben, maßgebend ſein ſoll. In 
Berückſichtigung des Umſtandes jedoch, daß 
der Umfang des Gewerbebetriebes im Um⸗ 
berzichen erfahrungsmäßig ſich einer genaueren 
Schätzung häufig entzieht, hat das Geſetz 
a) einerſeits beſtimmtere Normen für die 
Gewerbebetriebe geringer Art hinzugefügt, 


und 

b) andrerſeits die Regierungen ermächtigt, 
auch die beſonderen perſönlichen Verhältniſſe 
der Steuerpflichtigen, welche den Gewerbe⸗ 
betrieb beeinfluſſen, die Ausdehnung und 
den Erfolg deſſelben beeinträchtigen (3. B. 
Gebrechlichkeit, hohes Alter, Mittelloſigkeit) 
in Erwägung zu ziehen. 


IV. Von den Gewerben geringer Art, für welche 


die Steuerſätze von 36, 24, 18, 12 und 6 
Mark beſtimmt find, werden im § 9 unter 
a. und b. gewiſſe Gattungen mit Anführung 
iypifcher Beiſpiele näher bezeichnet. Bei beiden 
Gattungen ſoll regelmäßig und wenn nicht 
auf einen, bei dieſen Gewerben ungewöhn⸗ 
lichen Betriebsumfang zu ſchließen iſt, über 
den Steuerſatz von 24 Mark nicht hinausge⸗ 
gangen werden. Der Satz von 24 Mark wird 
danach für gewöhnlich als höchſter Steuerſatz 
anzuſehen und dann anzuwenden ſein, wenn 
insbeſondere bei den unter b. aufgeführten 
Gewerben nach der Art und Weiſe ihrer Aus⸗ 
übung (Mitnahme von Begleitern, Halten von 
Fuhrwerk u. ſ. w.) oder fonfligen Umſtänden 
auf einen verhältnißmäßig erheblichen Umfang 
zu ſchließen und nicht elwa individuelle den 
Gewerbebetrieb beeinträchtigende Umſtände 
(vorſtehend zu II. b.) vorliegen. Unter gleichen 
Vorausſetzungen würde für die unter a. im 
§ 9 des Geſetzes bezeichneten Gewerbe der 
Steuerſatz von 18 Mark genügen. 

Als mittlerer Satz ergiebt ſich hieraus für 
die erſtgedachte Gattung ($ 9 b.) der Steuerſatz 


— 


von 18 Mark, für die zweitgedachte Gattung 
(8 9a.) derjenige von 12 Mark, und unter 
dieſe Sätze wird nur in denjenigen Fällen 
herabzugehen ſein, in welchen dieſelben wegen 
des minimalen Umfanges des Gewerbebetrie⸗ 
bes oder wegen der obwaltenden beſondern 
Verhältniſſe in der Perſon des Steuerpflich⸗ 
tigen (zu III. b. vorſtehend) für nicht anwend⸗ 
bar erachtet werden müſſen, indem alsdann 
bei der im § 9 b. des Geſetzes bezeichneten 
Gattung der Steuerſatz von 12 Mark und 
äußerſtenfalles, jedoch nur aus nahmsweiſe, 
wenn beide vorgedachte Ermäßigungsgründe 
zuſammentreffen, der Satz von 6 Mark, bei 
der im § 9 a. des Geſetzes bezeichneten Gat⸗ 
fol der Satz von 6 Mark Anwendung finden 
oll. 


. Die im $ 9 unter a. und b. bezeichneten Ge: 
werbe entſprechen denjenigen, welche das Re: 
gulativ vom 4. Dezember 1836 im J 1 be 
ziehungsweiſe im 8 3 aufgeführt hat. Obwohl 
letzteres nach § 33 des Geſetzes vom 3. Juli 
dieſes Jahres außer Kraft tritt, ſo können die 
an den gedachten Stellen ſich findenden 
Spezialifirungen und die ſonſtigen bisherigen 
Anordnungen wegen der für einzelne Gewerbe⸗ 
betriebe nachgelaſſenen Steuerermäßigung doch 
zur Ergänzung der im $ 9 unter a. und b. 
gewählten Bezeichnungen dienen. 

Die Regierungen ſind aber ermächtigt, die 
ermäßigten Steuerſätze nach den unter III. 
vorſtehend entwickelten Grundſätzen auch auf 
andere Gewerbebetriebe anzuwenden, wenn 
letztere der im § 9 a. und b. angeführten 
gleichzuſtellen ſind und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied, ob der Gewerbebetrieb im Feilbieten 
oder dem Aufkauf von Waaren oder auch im 
Feilbieten gewerblicher oder künſtleriſcher Leiſtun⸗ 
gen beſteht. 


Von dieſer Ermächtigung muß jedoch von 
vornherein mit großer Vorſicht Gebrauch ge⸗ 
macht werden. Es iſt dabei ernſtlich zu be⸗ 
rückſichtigen, daß die Abſicht des Geſetzes 
keineswegs auf eine allgemeine Ermäßigung 
der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umher⸗ 
ziehen, ſondern dahin gerichtet geweſen iſt, 
unter der im Weſentlichen unveränderten Er⸗ 
haltung des bisherigen Geſammtaufkommens 
eine der Billigkeit mehr entſprechende Abſtufung 
in der Beſteuerung herbeizuführen, wobei 
jedoch nicht die Steuerſätze und Verhältniſſe 
der Gewerbetreibenden anderer Steuer⸗ 
klaſſen maßgebend ſein können, ſondern nur 
diejenigen der ein Gewerbe im Umherziehen 
betreibenden Perſonen unter ſich zu vergleichen 
ſind. Den Regierungen wird deshalb insbe⸗ 
ſondere für die Zeit des Ueberganges dringend 
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empfohlen, ſich auf die Beſeitigung auffallen⸗ 
der Ungleichheiten und unverkennbarer Härten 
in der anderweiten Normirung der Steuerſätze 
zu beſchränken. 


Die Anwendung des Steuerſatzes von 36 
Mark wird hauptſächlich bei ſolchen Gewerbe⸗ 
betrieben ihre Stelle finden, welche nicht zu 
den Gewerben geringer Art gehören, aber 
weil ſie in erheblich geringerem als dem ge⸗ 
wöhnlichen Umfange betrieben oder durch be⸗ 
ſondere (individuelle) Umſtände beeinträchtigt 
werden, durch den regelmäßigen Steuerſatz 
von 48 Mark zu hart betroffen werden würden. 
Es iſt nicht ausgeſchloſſen, in Fällen dieſer 
Art noch unter den Steuerſatz von 36 Mark 
herabzugehen, wenn die obwaltenden Verhält⸗ 
niffe es erfordern, um eine entſchiedene Ueber⸗ 
bürdung zu vermeiden. Indeſſen darf dies 
nur ausnahmsweiſe geſchehen und wird 
namentlich ein geringerer Steuerſatz als 24 
Gen fih nur in ſeltenen Fällen rechtfertigen 
aſſen. 

Eine vorſichtige Beſchränkung muß auch in 
dieſem Punkte erwartet werden. Die Fälle, 
in welchen bisher die Genehmigung ermäßigter 
Steuerſätze durch den Finanzminiſter erfolgen 
mußte und wirklich ertheilt iſt, werden vorerſt 
als Anhalt für das fernere ſelbſtſtändige Er⸗ 
meſſen der Regierungen dienen können. 


Indem das Geſetz die Vorſchriften beſeitigt 
hat, nach welchen die Wahl des Steuerſatzes 
dergeſtalt an das Vorhandenſein gewiſſer 
äußerer Merkmale gebunden war, daß nur 
der Finanzminiſter Ausnahmen zulaſſen konnte, 
hat daſſelbe doch keineswegs verkannt, daß in 
ſolchen äußeren Merkmalen ein ſehr wichtiges 
Hülfsmittel für die ſachgemäße Feſtſtellung 
der Steuer gegeben ſei und nur den Regie⸗ 
rungen eine freiere Beurtheilung der Bedeu⸗ 
tung ſolcher Merkmale nach den Umſtänden 
der konkreten Fälle anheimgegeben, um das 
ſonſt unvermeidliche Eingreifen des Finanz⸗ 
miniſters behufs Bewilligung von Ausnahmen 
entbehrlich zu machen. 

Daß dies der Standpunkt des Geſetzes iſt, 
geht ſchon daraus hervor, daß nach § 6 
deſſelben bei der Anmeldung des Gewerbe⸗ 
betriebes zur Ertheilung des Gewerbeſcheines 
ſowohl der Gegenſtand deſſelben als die An⸗ 
zahl der mitzuführenden Begleiter, Fuhrwerke 
oder Waſſerfahrzeuge anzugeben, auch auf Er⸗ 
fordern noch nähere Auskunft über die Ver⸗ 
richtungen der Begleiter, die Beſchaffenheit 
und Beſtimmung der Transportmittel zu er⸗ 
theilen iſt, daß ferner jede ſpätere Aenderung 
in dem Gegenſtande des Gewerbebetriebes, in der 
Anzahl der Begleiter oder der Transportmittel 
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der vorherigen Anmeldung bedarf (8 7). Der 
Schlußſatz im § 7 weiſt ausdrücklich auf die 
Wichtigkeit hin, welche das Geſetz den frag⸗ 
lichen äußeren Merkmalen für die Wahl des 
Steuerſatzes beilegt. | 

Die Regierungen werden bei der Verwer⸗ 
thung dieſes ihnen durch die Anmeldungen 
und durch die nöthigenfalls erforderten Er⸗ 
klärungen der Steuerpflichtigen zugeführten 
Materials von denſelben allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten auszugehen haben, welche den bisheri⸗ 
gen bezüglichen Vorſchriften zum Grunde lagen. 
Die Vermuthung ſpricht dafür, daß der auf 
mehrere Gegenſtände ausgedehnte Geſchäfts⸗ 
betrieb, inſofern er einen mannigfaltigeren 
Abſatz geſtattet und erheblichere Betriebsmittel 
vorausſetzt, ſowie daß der durch Begleiter 
unterſtützte und der unter Benutzung von Fuhr⸗ 
werk ausgeübte Gewerbebetrieb der relativ 
ſteuerfähigere und einer Ermäßigung des 
Steuerſatzes minder bedürftige, daher mit den 
entſprechenden höheren Steuerſätzen zu belegen 
ſei. 

Es iſt den Regierungen aber zur Genüge 
bekannt, daß beſondere Umſtände dieſe Ver⸗ 
muthung im einzelnen Falle entkräften tönnen, 
und daß mehrere jener Merkmale bei dem 
gegenwärtigen Stande der öffentlichen Trans⸗ 
port⸗ und Kommunikationsmittel je nach der 
verſchiedenen Lokalität des Gewerbebetriebes 
eine ſehr verſchiedene Bedeutung haben. Es 
braucht beiſpielsweiſe nur an den durch Be⸗ 
nutzung der Eiſenbahnen ermöglichten ſchwung⸗ 
haften und weit lohnenderen Betrieb einzelner 
Gewerbe ohne Begleiter und ohne Fuhrwerk 
erinnert zu werden. 

Bei Feſtſetzung der Steuer muß derartigen 
Umſtänden die volle Aufmerkſamkeit zugewen⸗ 
det und dafür Sorge getragen, nöthigenfalls 
mit Strenge darauf gehalten werden, daß die 
Lokal⸗ und Kreisbehörden, welche den Perſön⸗ 
lichkeiten der Anmeldenden näher ſtehen, über 
die geſetzlichen Grundſätze der Vester ſich 
unterrichten, die thatſächlichen Verhältniſſe 

ehörig klar ſtellen und ihre gutachtlichen 

Alger nel gewiſſenhaft abgeben, um die 
richtige Bemeſſung der Höhe der Steuer der 
Regierungen zu ermöglichen. 


Wenngleich die Hauſirſteuer eine Jahresſteuer 
iſt, ſo liegt es doch in der Befugniß der Re⸗ 
gierungen, worauf hier noch beſonders auf⸗ 
merkſam gemacht wird, wenn ein Gewerbe erſt 
in vorgerückter Jahreszeit angefangen werden 
ſoll, hierauf bei Beſtimmung des für den 
Reſt des Jahres zu erlegenden Steuerſatzes 
eeignete Rückficht D nehmen. Der in Rede 
ſehende Umſtand kann jedoch keinesfalls in 
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Betracht kommen bei denjenigen Gewerben 
welche ihrer Natur nach ſich auf den Betrieb 
während einer beſtimmten Jahreszeit (Saiſon) 
beſchränken, wird aber auch bei andern Ge⸗ 
werben immer nur ausnahmsweiſe die Wahl 
eines nicht ſchon an ſich gerechtfertigten er⸗ 
mäßigten Steuerſatzes begründen können, wenn 
anzunehmen iſt, daß andernfalls der Beginn 
des Gewerbebetriebes bis zum folgenden Jahre 
unterbleiben oder die unverhältnißmäßige 
Steuer für den kurzen Reſt des Jahres zu 
unverſteuertem und unerlaubtem Geſchäftsbe⸗ 
triebe anreizen würde. 


Die fernere Zulaſſung der bisherigen Steuer⸗ 
ermäßigung für die Mitglieder größerer Muſiker⸗ 
ze, Geſellſchaften iſt im § 10 des Geſetzes aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen. 

Es hat dadurch jedoch nicht ausgeſchloſſen 


werden ſollen, daß auf ſolche Muſiker, Schau⸗ 


ſpieler u. ſ. w., welche allein oder in Ver⸗ 
bindungen von weniger als vier Perſonen ihr 
Gewerbe betreiben, die allgemeinen Vorſchriften 
des § 9 und die danach zuläffigen ermäßigten 
Steuerfähe angewandt werden, ſofern die im 
einzelnen Falle obwaltenden Umſtände nach 
dem Ermeſſen der Regierungen dieſes recht⸗ 
fertigen. 

Auch wird es kaum der Erwähnung bedürfen, 
daß der § 10 des Geſetzes eine Ermächti⸗ 
gung ertheilt, von welcher nur, wenn das 
Bedürfniß dazu vorhanden, Gebrauch zu machen, 
während andernfalls die Anwendung des vollen 
Steuerſatzes von 48 Mark oder des Satzes 
von 36 Mark durchaus zuläſſig iſt. 


Für Gewerbebetriebe von bedeutendem Um⸗ 


fange, wie diejenigen 
der Vorſteher großer Schauſpieler⸗, 
Muſiker⸗, Kunſtreiter⸗ und ähnlicher Gefell⸗ 
ſchaften 
der Pferde⸗ und Viehhändler mit erheb⸗ 
lichem Betriebskapital und Umſatz, 
der mit größeren Waarenlagern umher⸗ 
ziehenden Handeltreibenden u. K w., 
ſind im § 9 Nr. 2 des Geſetzes erhöhte 
Steuerſätze von 72, 96 oder 144 Mark ein⸗ 
geführt. Zur Rechtfertigung dieſer Maßregel 
wurde in der dem Entwurfe des Geſetzes bei⸗ 
gegebenen Denkſchrift Folgendes bemerkt: 
„Der Steuerſatz von 48 Mark entſpricht 
dem Mittelſatze der Gewerbeſteuer vom ſtehenden 
Handel in Klaſſe A. II. der II. Gewerbeſteuer⸗ 
abtheilung, während der Mittelſatz in derſelben 
Klaſſe A. II. in der, die großen Städte um⸗ 
faſſenden I. Abtheilung ſchon 72 Mark beträgt 
($ 10 des Geſetzes vom 19. Juli 1861). 
Reicht nun auch ein großer Theil der Geſchäfte⸗ 
von welchem nur die Steuer vom Gewerbe, 


betriebe im Umherziehen zu entrichten tft, an 
den Umfang der Geſchäfte, welche in der be⸗ 
zeichneten Handelskaſſe zum Mittelſatz veran⸗ 
lagt werden, nicht oder kaum heran, ſo giebt 
es doch, in neuerer Zeit mehr noch als früher, 
einzelne ſolche Geſchäfte, welche nach Umfang 
und Ertrag ſtehenden Handelsgeſchäften gleich⸗ 
geſtellt werden können, die einen erheblich 
höheren Steuerſatz zu entrichten haben. Na⸗ 
mentlich hat die Entwickelung der Kommuni⸗ 
kations⸗ und der Transportmittel einen ſchwung⸗ 
haften und umfangreichen Betrieb des Ge⸗ 
werbes im Umherziehen ermöglicht, der überdies 
vielfach mit dem ſtehenden Gewerbe in empfind⸗ 
liche Konkurrenz tritt. In Bezug hierauf darf 
nur an die neuerlich hervorgetretenen Be⸗ 
ſchwerden und Klagen über Beeinträchtigungen 
durch ſ. g. Wanderlager und Wanderauktionen 
erinnert werden. Gewiß kann es nicht Aufgabe 
der Steuergeſetzgebung fein, hier hemmend 
oder ſchützend einzugreifen. Andererſeits würde 
es den Anforderungen der Gerechtigkeit und 
Willigkeit gewiß auch nicht entſprechen, den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen, deſſen Be⸗ 
freiung von Kommunalzuſchlägen zur Staats⸗ 
ſteuer hier mit zu berüdfichtigen iſt, durch 
Feſtſetzung eines verhältnißmäßig niedrig ge⸗ 
riffenen Maximalſatzes von 48 Mark Jahres⸗ 
euer vor dem ſtehenden Gewerbe zu begün⸗ 
ſtigen.“ 

Nachdem der in dieſer Weiſe motivirte Vor⸗ 
ſchlag die Zuſtimmung der geſetzgebenden Fak⸗ 
toren ohne Widerſpruch gefunden hat, werden 
die Regierungen bei Anwendung und Abmeſſung 
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der erhöhten Steuerſätze fich die in den Mo⸗ 
tiven angedeuteten Geſichtspunkte ebenfalls zur 
Richtſchnur dienen zu laſſen und Folgendes zu 
beachten haben: 


a) Die oben erwähnten, im Geſetze angeführten 
Gewerbebetriebe find nur als Beiſpiele 
ſolcher Gewerbebetriebe namhaft gemacht, 
bei denen ein bedeutender Umfang nicht 
ſelten vorkommt. Die Erhöhung der Steuer 
findet aber auch bei jeder andern Art des 
Gewerbebetriebes im Umherziehen, wenn die 
bezeichnete Vorausſetzung zutrifft, Anwen⸗ 
dung. 


p) Bei Beurtheilung der Frage, ob dieſe Vor: 
ausſetzung vorliege und ob deshalb und in 
welchem Maße zur Erhöhung der Steuer 
Veranlaſſung gegeben ſei, kann im Falle 
des Zweifels eine Vergleichung mit ſolchen 
ſtehenden Gewerbebetrieben, welche in der 
Klaſſe A. Ul. in den Städten der II. Ge: 
werbeſteuerabtheilung zum Mittelſatze ver⸗ 
anlagt zu werden pflegen, einen brauchbaren 
Anhalt gewähren. Hierzu fordert die Er⸗ 
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wägung auf, daß eine grundſätzlich gerin⸗ 
gere Beſteuerung des Hauſirgewerbes gegen⸗ 
über derjenigen des ſtehenden Gewerbes der 
Abſicht der Geſetze keinesfalls entſprechen, 
auch in Rückſicht auf die Konkurrenz, welche 
dem ſtehenden Gewerbe durch das Hauſir⸗ 
gewerbe gemacht wird, unangemeſſen ſein 


würde. 

©) Andererſeits iſt feſtzuhalten, daß über die 
Anwendung erhöhter Steuerſätze nur nach 
den für die Beſteuerung maßgebenden 
Geſichtspunkten die Entſchließung getroffen 
werden muß und nicht rein gewerbepolizei⸗ 
liche Erwägungen die Oberhand gewinnen 
dürfen, wie dies in den oben mitgetheilten 
Motiven beſonders in Bezug auf die Klagen 
und Beſchwerden über die ſogenannten Wan⸗ 
derlager und Wanderauktionen ſchon dar⸗ 
gelegt iſt. Auch in Fällen dieſer Art muß 
die Wahl des Steuerſatzes durch die Rück⸗ 
ſicht auf Umfang, Betriebsmittel, mehr 
oder weniger lohnenden und ergiebigen 
Betrieb und die beſondern Verhältniſſe des 
Gewerbetreibenden ihre Begründung finden. 


11. Welche Aenderungen des Gewerbebetriebes im 
Umherziehen im Laufe des Jahres eine anderweite 
Feſtſetzung der Steuer nach ſich ziehen können, iſt im 
7 des Geſetzes vorgeſehen. 


Dieſelben beſchränken 


J. auf Aenderungen im Gegenſtande des Gewerbe⸗ 


betriebes, nämlich 

a) den Uebergang zu einem andern als 
dem im Gewerbeſcheine bezeichneten Gewerbe, 
z. B. zum Feilbieten von Waaren ſtatt des 
Feilbietens von Leiſtungen oder 

p) die Ausdehnung des Gewerbebetriebes 
auf noch andere, als die im Gewerbeſcheine 
bezeichneten Gegenſtände, Waaren oder 
Leiſtungen, 


auf Vermehrung der Zahl der Begleiter, Fuhr⸗ 


werke oder Waſſerfahrzeuge über die im Ge⸗ 
werbeſcheine angegebene Zahl, oder 


auf das Mitführen auch nur eines Begleiters, 
Fuhrwerkes oder Waſſerfahrzeuges, während 
im Gewerbeſchein ſolches nicht angegeben iſt. 

In allen vorgedachten Fällen, mögen ſie 
durch vorſchriftsmäßige Anmeldung oder durch 
Eutdeckung einer Geſetzesübertretung bekannt 
werden, iſt zu prüfen, ob die im Laufe des 
Jahres ſtattfindende Aenderung des Gewerbe⸗ 
betriebes die Anwendung eines höheren Steuer⸗ 
ſatzes bedingt und zu begründen geeignet iſt. 
Für die Beantwortung dieſer Frage ſind die 
Beſtimmungen des § 9 des Geſetzes und die 
oben unter Nr. 10 dieſer Anweiſung entwickelten 
Grundſätze ebenfalls maßgebend. 

Wird die Frage hiernach bejaht, ſo iſt doch 


11 — 


zu beachten, daß ſtets der für das betreffende 
Jahr bereits entrichtete Steuerbetrag auf den 
in Folge der eingetretenen Aenderung feſtge⸗ 
ſtellten Steuerſatz anzurechnen und nur der 
überſchießende Mehrbetrag des Letzteren nach⸗ 
zuerheben bleibt. 

Daß und in welchem Betrage eine derar⸗ 
tige Anrechnung ſtattgefunden hat, iſt auf dem 
berichtigten oder anderweit ausgefertigten Ge⸗ 
werbeſcheine zu vermerken. 

In gleicher Weiſe tritt eine Anrechnung der 
in den Hohenzollernſchen Landen erlegten 
Steuer bei Ausdehnung des Gewerbeſcheines 
in den Fällen des $ 11 — zweiter Abſatz — 
ess ein (vergl. oben unter Nr. 10 
zu I. 

12. Die Vorſchriften des § 6 des Geſetzes über 
die Anmeldung des Gewerbebetriebes im Umherziehen 
und die Einlöſung des Gewerbeſcheines ſind ſo aus⸗ 
führlich, daß in der Hauptſache auf dieſelben hier ver⸗ 
wieſen werden kann. Auf Nachſtehendes iſt jedoch be⸗ 
ſonders aufmerkſam zu machen. 


1. Jede Anmeldung muß die Angabe des Gegen⸗ 
ſtandes des beabſichtigten Gewerbebetriebes und 
der Anzahl der mitzuführenden Begleiter, Fuhr⸗ 
werke oder Waſſerfahrzeuge enthalten. 

Jeder Anmeldende iſt auch verpflichtet, auf 
Erfordern über die Verrichtungen der Begleiter, 
die Beſchaffenheit und die Beſtimmung der 
Transportmittel (ob ein⸗ oder mehrſpänniges 
Fuhrwerk, ob daſſelbe zum Waarentransport 
oder nur zur Beförderung der Perſon und des 
Geräthes ꝛc. benutzt werden ſoll; bei Waſſer⸗ 
fahrzeugen: von welcher Tragfähigkeit u. ſ. w. 
Auskunft zu geben. In wie weit ſolche nähere 
Auskunft im einzelnen Falle zu erfordern ſei, 
beſtimmt fich hauptſächlich durch die Rückſicht, 
daß es darauf ankommt, für die Steuerab⸗ 
meſſung die Grundlage zu gewinnen (vergl. 
oben Nr. 10 zu VIII.) Es wird deshalb vor⸗ 
zugsweiſe die Motivirung der Anträge auf 
Bewilligung ermäßigter Steuerſätze für Gewer⸗ 
betreibende, welche Begleiter, Fuhrwerk u. ſ. w. 
mit ſich führen, auf dieſem Wege zu beſchaffen 
ſein, wenn nicht ſchon die Anmeldung das 
Nöthige enthält. 


II. In Betreff der Anbringung der Anmeldung 
wird unterſchieden 
a) ob es zu dem Gewerbebetriebe des Legiti⸗ 
mationsſcheines einer Preußiſchen obern 
Verwaltungsbehörde bedarf, — alsdann iſt 
keine beſondere Anmeldung wegen des 
Gewerbeſcheines erforderlich, ſondern die 
Beantragung des letzteren mit dem Antrage 
auf Ertheilung des Legitimationsſcheines zu 
verbinden. Daſſelbe gilt, wenn Angehörige 
anderer deutſcher Staaten den von einer 


nichtpreußiſchen Behörde ertheilten Legiti⸗ 
mationsſchein zu den im 8 59 der Gewerbe: 
ordnung bezeichneten Gewerbebetrieben be⸗ 
hufs Ausdehnung auf einen Preußiſchen 
Bezirk einreichen (§ 60 der Gewerbeordnung, 
vergl. auch oben Nr. 10 zu 1.) 

An welche Behörde die Anträge auf 
Ertheilung beziehungsweiſe Ausdehnung 
eines Legitimatlonsſcheines zu richten ſind, 
wird als aus den Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen zu Titel III. der Gewerbeordnung be⸗ 
kannt vorausgeſetzt. 

b) Iſt ein Legitimationsſchein der Preußiſchen 
Ober⸗Verwaltungsbehörde nicht erforderlich, 
ſo muß die Anmeldung behufs Entrichtung 
der Steuer vom Gewerbebetriebe im Um⸗ 
herziehen beſonders und zwar bei der Orts⸗ 
polizeibehörde, — in den Ortſchaften der 
IV. Gewerbeſteuerabtheilung aber bei der 
Kreisbehörde (vergl. § 6 dritter Abſatz) be⸗ 
wirkt werden. 

Hierher gehören alſo namentlich die An⸗ 
meldungen wegen des Feilbietens nicht ſelbſt⸗ 
gewonnener roher Erzeugniſſe der Lands 
und Forſtwirthſchaft, des Garten⸗ und Obſt⸗ 
baues, der Jagd und Fiſcherei (Nr. 2 zu 
II. oben); ferner die Aumeldungen zur Er⸗ 
theilung Preußiſcher Beete für 
Angehörige anderer deutſcher Staaten, die 
ſchon im Beſitze eines keiner Ausdehnung 
bedürfenden Legitimationsſcheines der obern 
Verwaltungsbehörde ihres Heimathsſtaates 
ſind. Den Gewerbetreibenden der letztge⸗ 
dachten Art ſoll jedoch auch geſtattet ſein, 
ſich mit dem Antrage auf Ertheilung des 
Preußiſchen Gewerbeſcheines unmittelbar an 
die Regierung (Finanzdirektion, Direktton 
für die Verwaltung der direkten Steuern) 
zu wenden. 

Endlich ſind hiernach auch die Anträge 
auf Ausdehnung derjenigen Gewerbeſcheine 
(nach § 11 zweiter Abſatz) zu behandeln, 
welche in den Hohenzollernſchen Landen 
gelöſt ſind. 

c) Gehört der beabſichtigte Gewerbebetrieb 
ſowohl zu der unter a. als zu der unter b. 
bezeichneten Kategorie, — z. B. Feilbieten 
verſchiedener nicht ſelbſtgewonnener Erzeug⸗ 
niſſe der Landwirthſchaft, welche nur zum 
Theil zu den rohen Erzeugniſſen zu rech⸗ 
nen und wozu nur, inſoweit dies zutrifft, 
kein Legitimationsſch in nöthig iſt, 
während wegen der übrigen Gegenſtände 
allerdinas ein ſolcher zu beantragen iſt — 
ſo iſt die Anmeldung auch in Betreff des 
nicht legitimationsſcheinpflichtigen Gewerbe⸗ 
betriebes mit dem Antrage auf Eriheilung 
des Legitimationsſcheines zu verbinden. 


III. 


IV. 
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Hinſichtlich der weiteren Behandlung der — 
nöthigenfalls vervollſtändigten (zu I.) — An⸗ 
meldung greift die zu II. vorſtehend erörterte 
Unterſcheidung wiederum Platz. 


a) Bedarf es zugleich eines Preußiſchen Legiti ⸗ 
mationsſcheines (zu II. a.), ſo iſt die mit 
dem Antrage auf Ertheilung des Letzteren 
verbundene Anmeldung der Behörde, von 
welcher der Legitimationsſchein auszufertigen 
iſt, zu überſenden und gelangt erſt mit 
demſelben vor deſſen Aushändigung an die 
für die Ertheilung des Gewerbeſcheines zu⸗ 
ſtändige Behörde (bei den Regierungen an 
deren Finanz⸗Abtheilung), welche den mit 
dem Legitimationsſchein in der Regel zu 
verbindenden Gewerbeſchein ausfertigt und 
der betreffenden Kaſſe zugehen läßt. Die 
vorerwähnte Mittheilung des Legitimations⸗ 
ſcheines an die zur Ertheilung des Gewer⸗ 
be = Scheines zuſtändige Stelle hat auch 
dann einzutreten, wenn es ausnahmsweiſe 
eines Gewerbeſcheines nach Vorſchrift dieſes 
Geſetzes nicht bedarf (Nr. 2 zu I. und III) 
Letztere Stelle hat alsdann auf dem Legiti⸗ 
mationsſcheine zu vermerken, daß ein Ge 
werbeſchein nicht erforderlich, und denſelben 
ohne Aufenthalt weiter zu befördern. 


b) In den unter II. b. gedachten Fällen wird 
dagegen die Anmeldung direkt der zur Feſt⸗ 
ſetzung der Steuer zuſtändigen Behörde 
vorgelegt. 

) In den unter II. c. erwähnten Fällen 
endlich iſt wie vorſtehend unter a. angegeben 
zu verfahren. Der Gewerbeſchein für den 
nicht legitimationsſcheinpflichtigen Gewerbe⸗ 
betrieb iſt alsdann aber nicht beſonders 
auszufertigen, ſondern die betreffenden Ge⸗ 
genſtände (z. B. nicht ſelbſtgewonnene rohe 
Erzeugniſſe der Landwirthſchaft) werden in 
den mit dem Legitimationsſcheine zu ver⸗ 
bindenden Gewerbeſchein mit aufgenommen. 


In allen Fällen (zu a. und b.) haben 
die die Anmeldungen vorlegenden Behörden 
und Beamten ſich deren vorgängige Prüfung 
hinſichtlich des anzuwendenden Steuerſatzes 
angelegen ſein zu laſſen, die etwa nöthigen 
weiteren Aufklärungen über Art und Umfan 
des Gewerbebetriebes, beſondere Verhältniſſe 
der Gewerbetreibenden u. ſ. w. zu beſchaffen 
und ihre gutachtliche Aeußerung über den an⸗ 
gemeſſenen Steuerſatz beizufügen. 


Wegen der Form der Gewerbeſcheine u. wegen 
der Verbindung derſelben mit den Legitima⸗ 
tionsſcheinen bewendet es bis auf Weiteres bei 
den bisherigen Beſtimmungen. Die Namhaſt⸗ 
machung der mitzuführenden Begleiter findet 


nicht ſtatt, ſondern es iſt nur die Anzahl 
derſelben — nach Umſtänden jedoch auch eine 
Bezeichnung ihrer Beſtimmung — im Ge⸗ 
werbeſchein anzugeben. Ob in die nicht mit 
Legitimationsſcheinen verbundenen Gewerbe⸗ 
ſcheine auch das Signalement des Inhabers 
aufzunehmen oder nicht, bleibt bis auf Wei⸗ 
teres dem Ermeſſen der ausfertigenden Behörden 
überlaſſen. Die Behörden, bei welchen die 
betreffenden Anmeldungen anzubringen find, 
müſſen jedoch mit Weiſung darüber verſehen 
werden, in welchen Fällen auf Beifügung des 
Signalements zu halten ſei, damit unnöthige 
Beläſtigungen oder nachträgliche Verzögerungen 
vermieden werden. 


Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Bezeichnung 


des Gegenſtandes des Gewerbebetriebes in 
dem Gewerbeſcheine und zwar weniger bei den⸗ 
jenigen Gewerbeſcheinen, welche zum vollen 
Steuerſatze von 48 Mark oder zu einem erhöhten 
Satze ertheilt werden, als da, wo gerade in 
Berückſichtigung des Gegenſtandes, auf welchen 
das Gewerbe gerichtet iſt, Ermäßigung des 
Steuerſatzes gewährt worden. Erſteren Falls 
ſind ſelbſt die allgemeinſten Bezeichnungen (z. 
B. Handel mit allen Gegenſtänden, welche 
nicht vom An⸗ und Verkauf im Umherziehen 
ausgeſchloſſen ſind ꝛc.) ausreichend. Letzteren⸗ 
falls wird jedoch bei der nothwendigen näheren 
Bezeichnung der Gegenſtände immerhin die 
Spezialiſirung, ſoweit es die Grundſätze für 
die Wahl ermäßigter Steuerſätze geſtatten, 
einzuſchränken und den ſprachgebräuchlichen 
Kollektivbezeichnungen der Vorzug zu geben 
ſein, um die Fälle ſtrafbarer Ausdehnung des 
Gewerbebetriebes auf andere, als die im Ge⸗ 
werbeſcheine bezeichneten Waaren oder Leiſtungen 
($ 19 des Geſetzes) fo viel als thunlich zu 
vermindern. 

Wünſchenswerth erſcheint die Uebereinſtim⸗ 
mung der gebräuchlichen Bezeichnungen des 
Gegenſtandes des Gewerbebetriebes in den 
Legitimationsſcheinen einerſeits und den Ge⸗ 
werbeſcheinen andererſeits. Es kann deshalb 
nur empfohlen werden, hierauf durch Einver⸗ 
nehmen der beiderſeits zuſtändigen Behörden 
hinzuwirken, wo ſich dazu Veranlaſſung ergibt. 
Iſt aber der Gegenſtand des beabſichtigten 
Gewerbebetriebs im Legitimationsſcheine nicht 
ſo beſtimmt bezeichnet, wie es im ſteuerlichen 
Intereſſe nothwendig erſcheint, ſo muß darauf 
D werden, daß die Vervollſtändigung 

r Bezeichnung in den Gewerbeſchein aufge⸗ 
nommen wird. 


„ Hinfihtlih der Nummerirung und der Ein⸗ 


tragung der Gewerbeſcheine in die zu führen⸗ 
den Regiſter, ſowie der Kaſſen, welchen die 


Gewerbeſcheine zur Aushändigung gegen Er⸗ 
legung der Steuer zuzufertigen ſind, bewendet 
es bei dem bisherigen Verfahren. ö 
Da der Gewerbebetrieb im Umherziehen nicht 
eher begonnen werden darf, als bis der Ge⸗ 
werbeſchein ausgehändigt iſt, ſo muß eine 
raſche Erledigung der bezüglichen Angelegen⸗ 
heiten allen betheiligten Behörden und Beamten 
zur Pflicht gemacht werden. Verſchleppungen 
und Nachläſſigkeiten dürfen hierbei nirgend ge⸗ 
duldet werden, ſondern ſind, wo ſie vorkommen 
ſollten, unnachſichtlich abzuſtellen. d 

Außerdem iſt darauf zu halten, daß all⸗ 
jährlich im Monat September durch Bekannt⸗ 
machung in ortsüblicher Weiſe, beziehungs⸗ 
weiſe durch die Kreis⸗ und Amtsblätter die 
Aufforderung erlaſſen wird, die Anmeldungen 
des für das folgende Jahr beabſichtigten Ge⸗ 
werbebetriebes im Umherziehen ſpäteſtens im 
Oktober zu bewirken. 

13. Wegen der im Laufe des Jahres über beab⸗ 
ſichtigte Veränderungen des Gewerbebetriebes zu machen: 
den Anmeldungen wird auf die obigen Erläuterungen 
unter Nr. 11 zu J. Bezug genommen und im Uebrigen 
auf den § 7 des Geſetzes verwieſen, wonach auf der⸗ 
artige Anmeldungen die Beſtimmungen des § 6 gleich⸗ 
mäßig ſowohl hinſichtlich der Stelle, bei welcher ſie 
anzubringen, als hinſichtlich des Inhaltes und des 
Verfahrens Anwendung zu finden haben. 

14. Die Bewilligung ſteuerfreier Gewerbeſcheine 
iſt dem Finanzminiſter vorbehalten. 

J. Es wird jedoch den Regierungen (Finanzdirek⸗ 
tion, Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern) hierdurch allgemein die Ermächtigung 
ertheilt, den Militairinvaliden in der bisherigen 
Weiſe ſteuerfreie Gewerbeſcheine zu ertheilen. 

Dabei iſt davon auszugehen, daß ein Rechts⸗ 
anſpruch auf dieſe Befreiung nicht hat zuge⸗ 
ſtanden werden ſollen, dieſelbe vielmehr nur 
für ſolche Perſonen, deren Invalidität durch 
die zuſtändige Behörde ausdrücklich anerkannt 
worden, in den Fällen zuläſſig iſt, wo dieſelben 
bedürftig ſind und in anderer Weiſe ſich be⸗ 


VII. 


ziehungsweiſe ihre Familie nicht ernähren können. 
Auch iſt die Bewilligung der Regel nach auf 
Gewerbebetriebe, für welche bei anderen Per⸗ 
ſonen ſehr ermäßigte Steuerſätze hätten feſt⸗ 


III. Anträge auf Ertheilung ſteuerfreier Gewerbe⸗ 
ſcheine ſind nicht direkt an das Finanzminiſte⸗ 
rium zu richten, ſondern bei der Anmeldung 
des Gewerbes ($ 6 des Geſetzes) anzubringen. 

Hält die Regierung derartige Anträge für 
unbegründet, ſo weit fie dieſelben zurück. 
Glaubt ſie ſolche befürworten zu ſollen, ſo ſind 
die desfallſigen Verhandlungen (ſofern nicht 
die Beſtimmungen unter J. und II. vorſtehend 
Platz greifen) mit motivirendem Bericht dem 
Finanzminiſterium zur Entſcheidung vorzulegen. 
Zur Vereinfachung des Schreibwerks wird 
empfohlen, die gleichzeitig vorliegenden Fälle 
möglichſt zuſammenzufaſſen. 


15. Bei Auwendung der gegen die hisherigen 
Vorſchriften ſehr erweiterten und milden Beſtimmungen 


über Erſtattung der Steuer (§ 15 des Geſetzes) muß 


daran feſtgehalten werden, daß die im zweiten Abſatze 
des § 15 zugelaſſenen Ausnahmen von der im erſten 
Abſatze vorangeſtellten Regel auch in der Praxis Aus⸗ 
nahmen bleiben und die Erſtattung in allen Fallen nur 
gewährt werden kann, ohne daß irgendwie ein Richts⸗ 
anſpruch auf dieſelbe anerkannt wäre. 

Die Natur des Gewerbebetriebes im Umherziehen 
erleichtert deſſen Ausübung, ohne daß am Wohnorte 
des Gewerbetreibenden etwas davon bekannt wird, in 
hohem Grade. Täuſchungen hierüber und unbegrün⸗ 
dete Erſtattungsgeſuche können deshalb auch leicht vor⸗ 
kommen, ſelbſt wenn letztere auf die Thatſache geſtützt 
werden, daß der Gewerbebetrieb ganz unterblieben ſei. 
Noch ſchwieriger iſt die Prüfung, wenn behauptet wird, 
der Gewerbebetrieb ſei eingeſtellt. Es kommen dann 


die ſchon anderweit berührten Momente mit ins Spiel, 


ob der Gewerbebetrieb nicht von ſelbſt ſich nur auf einen 
gewiſſen Theil des Jahres erſtrecken konnte und ſollte 
und dergl. mehr. 

Das Geſetz hat hiergegen inſofern einigermaßen 
Vorkehrung getroffen, als jede Erſtattung abzulehnen 
iſt, wenn der Gewerbeſchein ſpäter als 6 Monate nach 
ſeiner Einlöſung zurückgegeben wird und als das Er⸗ 
ſtattungsgeſuch nur durch den Eintritt unvorhergeſehe⸗ 
ner, von dem Willen des Gewerbetreibenden unabhän⸗ 
giger Ereigniſſe motivirt werden kann. Dieſe Erforder⸗ 
niſſe müſſen unter allen Umſtänden ſtreng beobachtet 
werden, aber auch wenn ſie vorhanden ſind, bleibt den 
Regierungen die Befugniß und die Verpflichtung, jedem 
mißbräuchlichen Erſtattungsgeſuche die Gewährung ganz 


Wen aden auch bei en: e verſagen und bei Arbitrirung des zu eritattenden 
werbebetrieben, als dem Muſikmachen zuläſſig. Betrages De richtige Maß inne zit Dale Reber die 
Hinſichtlich des im Umherziehen ſtattſindenden ek en ud dis ck E 1 — CN 
: fete weiſung aufzuſtellen und bis zum 1. März des nächſt⸗ 
Vertheilens von Bibeln und Erbauungsſchriften, folgenden Jahres einzureichen. 


welches unentgeltlich oder gegen eine nur die 

Anſchaffungskoſten deckende Vergütung erfolgt, 16. Die Angehörigen außerdeutſcher Staaten, 
werden die Regierungen hierdurch ebenfalls welche weder ihren Wohnſitz noch elne gewerbliche Nie⸗ 
allgemein ermächtigt, die bisher bewilligten derlaſſung in einem deutſchen Staate haben, können zur 
Steuerbefreiungen in den entſprechenden Fällen Steuer nicht herangezogen werden, wenn ſie ſich in 
auch ferner ſelbſtſtändig zu gewähren. Preußen darauf beſchränken, 


II. 


a) Handel (Aufkauf und Verkauf von Waaren werden möchten. In letzterer Beziehung iſt daran zu 
und Suchen von Waarenbeſtellungen) auf erinnern, daß die Anwendung der ſämmtlichen Aus⸗ 
Meſſen und Jahrmärkten zu treiben ($ 3nahmebeſtimmungen des $ 3 des Geſetzes bezüglich der 
Nr. 3), N d Angehörigen des Großherzogthums Luxemburg durch 
p) Waaren auf Wochenmärkten auzukaufen, die Zollvereinsverträge ausgeſchloſſen iſt, fo daß die⸗ 
e) Verzehrungs⸗Gegenſtände (nicht Handwerker⸗ ſelben den Angehörigen deutſcher Staaten völlig gleich⸗ 
Waaren und dergl.) auf Wochenmärkten feil⸗ ſtehen. e b 
zubieten ($ 3 Nr. 4), E > | Die Angehörigen von Frankreich (vergl. Ver: 
d) innerhalb eines Bezirkes von nicht über 15 trag vom 2. Auguſt 1862, Artikel 26, Geſ.⸗Samml. 
Kilometern dieſſeits der preußiſchen Grenze, ür 1865 Seite 347 und vom 11. Dezember 1871, 
wo die zuſtändige Regierung dies geſtattet hat, Artikel 18, Reichsgeſ.⸗Bl. für 1872 Seite 19), von 
ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe und ſelbſtverfertigte Oeſterreich (Vertrag vom 9. März 1868, Artikel 18, 
Waaren, welche zu den Wochenmarktsgegen⸗ B.⸗Geſ⸗Bl. für 1868 Seite 246), der Schweiz (Ver⸗ 
ſtänden gehören, feilzubieten ($ 3 Nr. 5). trag vom 13. Mai 1869, Artikel 9, B. Geſ.⸗Bl. für 
Fallen der Verkehr en Gebel d 1869 Seite 606) und von Portugal (Vertrag vom 
In welchen Fällen der Verkehr in der zu d. be⸗ 2. März 1872, Artikel 12, R.⸗G.⸗Bl. für 1872 Seite 
zeichneten Art von den Regierungen ſteuerfrei zu ge 259), welche felbft oder durch in ihren Dienſten ſtehende 
Betten, bleibt vorerſt deren Ermeſſen überlaſſen. Es Reiſende für ihr Geſchäft Waareneinkäufe machen oder 
wird dabei außer der etwaigen Befriedigung von Be⸗ Beftelungen auf Waaren ſuchen, find für dieſe Art des 
dürfniſſen dieſſeitiger Grenzbewohner und dem Intereſſe Gewerbebetriebes von der Gewerbeſteuer gänzlich befreit, 
der Erhaltung eines bereits beſtehenden nützlichen Grenz⸗ wä g Srinen: des Königreichs der Nieder⸗ 
e während die Angehörigen önigreich 
verkehrs auch die Rückſicht auf Gegenſeitigkeit wahrzu⸗ lande 24 Mark (Vertrag vom 31. Dezember 1851, 
nehmen fein, wo dazu irgend Anlaß geboten iſt. . Artitel 24, Gef. für 1852 S. 162) und von Bel: 
Diesfällige Anordnungen find ſelbſtverſtandlich in gien 16 Mark (protokollariſche Vereinbarung vom 2. 
geeigneter Weiſe in dem betreffenden Bezirke öffentlich Januar 1855, Eirkular⸗Verfüg. vom 3. März 1855, 
bekannt zu machen, nach Umſtänden auch zur e Miniſterialblatt für die innere Verwaltung für 1855 
der jenſeitigen Grenzbewohner zu bringen und liche Seite 63) für dieſen Gewerbebetrieb zu entrichten haben. 
dabei zweckmäßig zugleich auf das in gewerbepolizeilicher Endlich ſind den Angehörigen des Königreichs Italien 
Hinſicht zu Beobachtende Eegitimationsſchein), Lë (Vertrag vom 31. Dezember 1865, Artitel 1, Get, 
auf die zollgeſetzlichen Vorſchriften wegen des Verkehrs für 1866 S. 87) fowie von Großbritannien (Ver⸗ 
im Grenzbezirke beziehungsweiſe des ſogenannten kleinen trag vom 30. Mai 1865, Artikel 1, Geſ. S. für 1865 
Bp een n CH 1 mit den zuſtändigen e, 867) die Rechte der meiſtbegünſtigten Nationen zu⸗ 
Behörden hinzuwe en VT, eſtanden, ſo daß dieſelben gleich den Angehörigen von 
Aus den Beſtimmungen im $ 1 des Geſebes Ke a und Oeſterreich ECK Auſpruch haben, 
ferner, daß Angehörige außerdeutſcher Staaten, 9 ſelbſt oder durch in ihren Dienſten ſtehende Neifende 
auf Beſtellung ihr Gewerbe in Preußen ausüben, für ihr Geſchäft Waareneinkäufe zu machen und Waaren⸗ 
Waaren nicht zum Wiederverkauf, oder doch nur beſtellungen zu ſuchen, ohne der Gewerbeſteuer unter⸗ 
bei Kaufleuten und in offenen Verkaufsſtellen aufkaufen, worfen zu fein. 
dieſerhalb keinesfalls mit der Steuer vom Gewerbebe⸗ Im Uebrigen finden die unter Nr. 1, 3, 4 und 
triebe im Umherziehen betroffen werden können, weil, des 8 3 des Geſetzes getroffenen Beſtimmungen auf 
ſolches überhaupt nicht Gegenſtand dieſer Steuer iſt. die Angehörigen der genannten Staaten ebenſo Anwen⸗ 
Inwiefern einzelne Arten der bezeichneten gewerb⸗ dung wie auf alle ſonſtigen Ausländer, zu deren Gunſten 
lichen Handlungen 155 Ee, aa d e schießen. dieſe Beſtimmungeu ausdrücklich aus⸗ 
jebe unterliegen können (3. B. Ausübung des Zimmer ⸗ſchließen. 2 
Ka "ar Ausführung eines beſtellten Baues in „Von der im § 14 Abſatz 2 des Geſetzes erwähnten 
Arsen u. ſ. w.) iſt lediglich nach den die Beſteuerung Ermächtigung, bezüglich der daſelbſt bezeichneten an 
des ſtehenden Gewerbebetriebes betreffenden Vorſchriften 0 un eh GE de hehe S 
. m 2 
au VE kommt nad) $ 3 Nr. 1 und 2 des Ge- Angehörigen des Königreichs Dänemark CR 
ſetzes den Angehörigen außerdeutſcher Staaten keine der gemacht, für welche die Steuer auf 180 Mark feſtge⸗ 
ſonſtigen Ausnahmen von der Hauſirſteuer zu Statten, ſtellt iſt, wobei es auch ferner bewendet. 
welche im § 2 des Geſetzes beſtimmt find, und henn) In Betreff der Frage, ob und unter we chen Be⸗ 
wenig die Steuerfreiheit des im Umherziehen betriebe⸗ dingungen Ausländer zum Gewerbebetriebe im Umher⸗ 
nen Feilbietens ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe der Land: ziehen beziehungsweiſe zu welchen Arten deſſelben in 
wirthſchaft, welche im $ 1 Nr. 1 vorbehalten iſt; es Preußen zuzulaſſen, welche Behörden für die Ertheilung 
ſei denn, daß durch Verträge oder Vereinbarungen oder der desfallſigen Legitimationsſcheine dend ſind, 1905 
durch Anordnungen des Finanzminiſters anderweite das vorliegende Geſetz eine Aenderung des Beſtehenden 
Feſtſetzungen hierüber getroffen ſeien oder ſpeziell getroffen nicht zur Folge. 
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17. Die Strafbeſtimmungen in den 88 17 bis 
26 des Geſetzes vom 3. Juli d. J. ſchließen ſich im 
Weſentlichen an die bisherigen Strafbeſtimmungen des 
Regulativs vom 28. April 1824 an. Die hier hervor: 
zuhebenden Aenderungen beſtehen darin, daß 

I. die Defraudationsſtrafe von dem Vierfachen 
auf den Doppelten Betrag der hinterzogenen 
einjährigen Steuer für alle Gewerbedefrauda⸗ 
tionen — auch hinſichtlich der Steuer vom 
kee: Gewerbebetriebe ($ 17) — herabge⸗ 
etzt iſt. 

3 Da der Betrag der hierbei zum Grunde zu 
legenden Jahresſteuer nach § 28 des deht 
von den Regierungen feſtzuſetzen ift und letztere 
in der Lage ſind, die Feſtſetzung den Umſtän⸗ 
den des einzelnen Falles anzupaſſen, ſo werden, 
wenn eine umſichtige Handhabung dieſer Be: 
fugniß ſtattfindet, die Veranlaſſungen zu fer⸗ 
nerer Ermäßigung der Strafen im Gnadenwege 
ſich ſehr vermindern. 

Bei den von den Regierungen vorläufig 

feſtzuſetzenden Strafen (§ 27) kommt überdies 
deren Ermächtigung, eine noch mildere Strafe 
als das Doppelte in Anwendung zu bringen, 
in Betracht. Es darf deshalb erwartet werden, 
daß die Verhandlungen in der Gnadeninſtanz 
wegen Gewerbeſteuerdefraudationen, welche eine 
übermäßige Ausdehnung erlangt hatten, die 
beabfichtigte Einſchränkung erfahren werden. 
Die Strafe der Konfiskation der des Gewerbes 
wegen mitgeführten Gegenſtände iſt aufgehoben, 
es darf mithin auch die Feſtſetzung eines an 
Stelle der Konfiskation tretenden ermäßigten 
Werthbetrages nicht mehr ſtattſinden. Dage⸗ 
gen iſt die Beſchlagnahme der zum Gewerbe⸗ 
betriebe im Umherziehen mitgeführten Gegen⸗ 
ſtände geſtattet, ſoweit ſie zur Sicherſtellung 
der Steuer, Strafe und Koſten, oder auch 
zum Beweiſe der ſtrafbaren Handlung er⸗ 
forderlich iſt (829). Für die hiernach nöthige 
anderweite Inſtruirung der Exekutivbeamten u. 
ſ. w. iſt Sorge zu tragen. 
Hätte der unbefugt ausgeübte Gewerbebetrieb 
im Umherziehen (ep 18, 19, 21) bei rechtzei⸗ 
tiger Anmeldung ſteuerfrei beziehungsweiſe 
ohne Erhöhung des ſchon entrichteten Steuer⸗ 
ſatzes geſtattet werden können, ſo wird die 
Strafe nicht mehr, wie bisher nach der Aller⸗ 
höchſten Kabinets⸗Ordre vom 31. Dezember 
1836, nach dem Steuerſatze von 6 Mark be⸗ 
meſſen, ſondern es iſt eine Geldſtrafe von 1 
bis 30 Mark zu verhängen ($ 24). 

Außerdem wird noch beſonders darauf hin⸗ 
gewieſen, daß 5 
durch $ 20 die in neuerer Zeit in einzelnen 
Fällen ſtreitig gewordene Frage erledigt iſt, 


II. 


III. 


IV. 
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wie der unbefugte Hauſirhandel mit ſolchen 
Gegenſtänden zu beſtrafen iſt, welche vom An⸗ 
und Verkauf im Umherziehen ausgeſchloſſen 
ſind. Es folgt daraus, daß auch die längere 
(jährige) Verjährungsfriſt bei ſolchen Ueber⸗ 
tretungen Platz greift. Die Nacherhebung einer 
Steuer findet bei denſelben aber nicht ſtatt. 
. Die Beſtimmungen im § 23 des Geſetzes ent⸗ 
ſprechen dem § 28 des Regulativs vom 28. 
April 1824. Der Auftraggeber, für deſſen 
Rechnung der Gewerbebetrieb im Umherziehen 
von einem Dritten ausgeübt wird, unterliegt 
SE) der gleichen Strafe wie der Beauftragte. 
Die ſolidariſche Haftung Beider erſtreckt ſich 
nicht blos auf Strafe und Koſten, ſondern 
auch auf die Steuer, und es iſt nicht erfor⸗ 
derlich, den Beweis zu liefern, daß der Be⸗ 
auftragte von dem Auftraggeber zu der uner⸗ 
laubten Handlung wiſſentlich angeſtiftet ſei. 
Iſt der Gewerbeſchein mit einem Legitima⸗ 
tionsſchein verbunden, ſo kann eine und dieſelbe 
Handlung oder Unterlaſſung, welche gegen die 
Vorſchriften des § 8 des Geſetzes verſtößt, (z. 
B. Unterlaſſung der Vorzeigung des Legitima⸗ 
tions⸗ und des damit untrennbar verbundenen 
Gewerbeſcheines, Ueberlaſſung deſſelben an einen 
Dritten ꝛc.), zugleich die Beſtrafung nach 8 
149 Nr. 2, 4 und 5 der Reichsgewerbeordnung 
unterliegen. Nach § 25 des Geſetzes vom 3. 
Juli d. J. unterbleibt alsdann die beſondere 
Ahndung der Uebertretung desSteuergeſetzes (§ 8). 

18. Das Geſetz vom 3. Juli d. J. enthält die 
Vorſchriften über die Beſteuerung des Gewerbebetriebes 
im Umherziehen, welche vom 1. Oktober 1876 ab zur 
Anwendung kommen. 

Die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen treten 
von demſelben Tage an außer Kraft, vorbehaltlich der 
Anwendung auf frühere Fälle. 

Hiernach bleiben die für das Kalenderjahr 1876 
vor dem 1. Oktober d. J. ertheilten Gewerbeſcheine in 
unveränderter Geltung bis zum 31. Dezember d. J. 
Hinſichtlich der nach dem 30. September d. J. auszu⸗ 
fertigenden Gewerbeſcheine kommen aber lediglich die 
Beſtimmungen des neuen Geſetzes zur Anwendung, des⸗ 
gleichen bezüglich der nach dem 30. September d. J. 
etwa noch erforderlich werdenden Aenderungen oder Er⸗ 
gänzungen der Gewerbefcheine für 1876 ($ 7 des Geſetzes, 
vergl. auch Nr. 11 dieſer Anweiſung). 

19. Die in dieſer Anweiſung den Königl. Regie⸗ 
rungen zugewieſenen Geſchäfte ſind für die Provinz 
Hannover von der Königl. Finanzdireklion zu Hannover, 
für die Stadt Berlin von der Königl. Direktion für die 
Verwaltung der direkten Steuern wahrzunehmen. 

Berlin, den 3. September 1876. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 
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